ANDESRAN 2483 
des 
SAARGEBIRTES. 


II, Sitzungsper.ände 
7, Sitzung. 


Stenographischer Bericht _ 


über die am 7. Dezember 1922 in der Aula der Ober- 
realschule zu Saarbrücken stattgefundene Sitzung des 
Landesrates des gaargebietes. 
Vorsitzender Oberregierungsrat Kossmann : 
Die Sitzung ist eröffnet- 10 Uhr 25 Minuten 
als Wertreter der Regierungskommission sind 
anwesend : 
Staatskommissar Br. GA. Liesch und Oberregie- 
rungsrat Kuchenbecker von der Abt. des Innern. 
Auf der Tagesordnung steht als einziger Punkt: 


Besutachtung einer \Werordnung betreffend die Neurege- 


une der Bestimmung@® über das "ohnungswesen . 





Oberregierungsrat Kuchenbecker : 


Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie mir ei- 
ne kurze Bemerkung zu Artikel 24 zu_ machen betr.den 
Ausführungen des Rbgeoräneten Schmelzer. Er hat diese 
Auffassung darauf Begründet auf Informationen, die der 
Peer des me Algier ori fetäpn gemacht IN 

„Dies atjonen sin ulänglich. Der Direk- 
tor a eisrn hat folgende ee enommen , 
Die-Frage ob ein grundsätzlicher Unterschied in der 


Miete zu macnen sei, je nach dem der Mieter in Mark 
oder in Franken entlohnt wird. Br hat sich geäussert, 
es sei unbillig einen verschiedenen Preissatz festzuset- 
zen, ob eine Person in Mark oder in Franken entlohnt 
würde. 


kbgeoräneter Schmelzer ( L. V.): | 
Mein Gewährsmann hat mir erklärt, der Direktor 


hätte sich mit Händen und Füssen dagegen gewehrt, die 
Miete in #Branken festzusetzen. 


Oberregierungsrat Kuchenbecker : 


Vielleicht ist zu bemerken, dass ein Protokoll 
vorliegt, 
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‚ welches, 


vorliegt; diese Erklärung des Direktor enthält. 


Vorsitzender: _ __ %, 
| "ünscht ‘jemand das Tiort zu der Sache ? 
"ir kommen weiter. 


Helfgen ( Kom.): 


( Zur Geschäftsordnung) liir geht zu einer 
Kommissionssitzung eine Einladung zu am nächsten Sams- 
tag im Landgerichtsgebäude . Aus dieser Einladung ist 
für wich ersichtlic dass hier eine neue Kommission 
sebildet ist, die sich mit der allgemeinen Volkswohl- 
fahrt befassen soll. Wir stellen nit Genugtuung fest, 
dass endlich die Regierungkommission, Abteilung ' 
Wolkswohlfahrt, sich mit dieser Materie befassen will. 
me Fi en wurden ja schon gegeben durch ‘den Landesrat 
und Bingaben der verschiedenen Fraktionen, Ich bin der 
BNTLABE Re: dass nicht länger gesäumt werden kann’ um 
diesen Entwurf fertig zu stellen. Ich bin aber auch der 
Auffassung, da der Landesrat die Kommission gebildet 

at, es ist die 8. Kommission; die allein die Sache für 
Volkswohlfahrt zu beraten hat. Herr Hector, der mutet 
sich nun ein Oberamt an in seinem Schreiben zu dieser 
Sitzung und ernennt verschiedene Nitglieder „ Ich weiss 
nicht ,„ ob ihm dies Recht zusteht, überhaupt Mitglieder 
zu Kommissionen zu ernennen, wo doch ‘der Landesrat 
ie Kommissionen bereits gebildet hat. Ich muss es auch 
s. \ehnen, mich emennen zu lassen. Ich stehe auch auf 
dem Standpunkt, dass es erwünscht ist, dass eine Verord- 
nung über Regelung innerhalb Volkswohlfahrt raus kommt, 
und stelle ich es nach meiner persönlichen Auffassung . 
dem Herrn Hektor anheim, die achte Kommission so 
schnell wie möglich zusammenzuberufen, damit endlich‘ 
dieser Entwurf fertiggestellt und etwas getan wird« 
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Vorsitzender: 


Ihre Sache steht nicht im Zusammenhang mit 
unserer Besprechung. Ich wusste nicht, was Sie sagen 
woliten als Sie aänfingen und habe Sie aussprechen las- 
sen. Die Sache wird Herrn Dr. Hector zugehen, Ich hoffe, 
dass danr eine Regelung der Angelegenheit erfolgt. 


Dr. Sender -( So2,) : 


( Zur Geschäftsordnung) Ich muss mich doch 
wundern, dass der Präsident des Landesrates glaubt, über 
die Anregungen und Ausführungen des Herrn Helfigen. 
hinweggaken zu können. Ich glaube doch, dass wir nicht 
umsonst die achte Kommission gewählt haben. Die achte 

Kommission ist zuständig dafür undhat infolgedessen, 
nicht nur die Pflicht, sondern auch das Recht allein 
als Kommission tätig zu sein, und wir können es im 
Verein mit der kommunistischen Partei in keiner \iei- 
se anerkennen, dass irgendwie ein besonderes Daneben- 
hergehen, dass Ermennungsrscht, besteht. &s müsste | 
Pflicht des Herrn Präsidenten des Lanaesrates sein, in | 
sofern das Rechi der Kommissionen zu schützen. | 
"ir stimmen der kommunistischen Partei zu, a 
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nicht wissen, wie sich eines Tages die Verhältnisse 
entwikeln können. Tlir möchten keine Lieblingswirtschaft 

haben. Es wäre erfreulich, wenn der Präsident sich ent- 

schliessen könnte, klipp und klar zu erklären, dass die 

aenS RESOLOR die Komission ist, die allein zustän- 
ig ist. 


Vorsitzender: 


Ber Antrag des Herm Helfgen ist gekommen, 
ohne Gass ich ode* ein anderes Vans kandamt bekten von 
der Angelegenheit etwas gewusst haben. Wir haben zwar 
estern von privater Seite gehört, dass einige Nitglie- 
er ein schreiben des Herrn Hector bekommen hätten. 
Tas aber alles darin steht,und um was es sich handelt, 
weiss ich nicht . \err Helfgen hätte seine Angelegen- 
neit,ehe er sie hier zur Sprache brachte soret dem Vor- 
stand mitteilem müssen. Sie müssen uns schon Zeit ge- 
ben, cass wir uns zunächst einmal mit de£ Sache befas- 
sen.Tir werden natürlich das Recht der Mitglieder des 
Landesrates vertreten und auch die Rechte der achten 
Kommission, soweit solche Rechte in Gefahr sein soll- 
ten. Aber.verlangen Sie bitte jetzt nicht ‚dass wir die 


Sache klären,denn wir wissen nicht, was Herr Dr. Hector 
vor hat und was, gemacht werden soll. Der Vorstand wird 
sich mit der Angelegenheit befassen. 
"ir kommen nun weiter zu Artikel 25. 


Rütters( Ztr. ): 


Da Artikel 24 BER gestrichen worden ist, 
srübrigt sich Artikel 20. 


Dr. Scheuer (D.P.): 


Meine Damen und Herren ! Der Ärtekel 24 ist 
ja gestrichen worden. Ich weiss nicht, ob genügend zum 
Ausdruck gekommen ist,aus welchen Motiven der Artikel 
gestrichen worden ist. Tir wollen niöht haben, dass 
Krankenempfänger nicht etwa Franken zahlen sollen. 


ni 


Schmoll (H.u.L.): 


Noch ein kurzes "ort zu der Frankenspende, 


"ir haben nun einmal im $aargebiet die beiden "ährungen 


und nach dem Friedensvertrag darf dem Frankenumlauf 
kein Hindernis in den "eg gelegt werden. "/enn hier 
die ge auf dem Standpunkt steht,dass 
der Hausbesitzer Frankenmieten nicht fordern darf, 
dann stellt sich meiner Ansicht nach dem Frankenum- 
lauf ein Hinderniss entgegen. Das widerspricht dem 
Friedensvertrag. Nach meiner Ansicht kann jeder im 
Saargebiet Franken fordern, das ist der Sinn des f'rie- 
densvertrages. Ob sie der andere bezahlen will, ist 
eine andere Ärage. Aber fordern kann man sie.Und es 
kann niemand durch Gesetz bestimmen, dass solche Forde- 
rungzu stellen unmöglich wird, auch die Regierungskon- 








Sıyaag aypsıydmabousgs Yay2a4gaDos HT 


rw ProZ 


mission nicht. wenn sie sich auf den Boden des Friedens- 


verirages stellt, | 
Becker ( Ztr.): 











Et. 


Becker (2.) : 


Die Zentrunspartei steht auf dem Standpunkt, dass 
für die Mioteinigungsänter sehr wohl. die Möglichkeit 
besteht, auch \iieten in Franken festkusetzen, da $ 26 
ausdrücklich eine besondere Vereinbarung und eine höm 
here Niete zu lässt. Wie die liiete festgesetzt werden 
soll, ist Sache des Mieteinigungsamtes. Gerade ‚weil 
der $ 26 da ist, stehen wir auf den Standpunkt, dass 
dadurch der $ 24 überflüssig ist. 


Vorsitzender : 


"ir kommen dann zur ee des Artikels 25, 
welcher lautet: Die nach Artikel 23 geltenden Teilungs- 
zahlen werden monatlich durch die Regierungskomnission 
nach Anhörung der dritten Kommission des Landesrates 
festgesetzt. 

Wer für diesen Artikel stinnt möge sitzen bleiben. 
Fünf Stimmen dagegen, sonst angenonnen. 

' ' Artikel 26 : iietern, die unter Berücksichtigung 
ihrer gesanten persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
pallLöne sowie der gesanten ana mh a in der 

age sind zu bauen, oder cine höhere Miete zu: zahlen, 
als die Höchstniete, kann der NMieterschutz ganz oder 
teilweise entzogen werden. Ob diese Voraussetzungen 
segeben sind, entscheidet nach Anhörung des Mieters 

ie AOPBURRERM EEE SEHEN Lei . 

Gegen die Entscheidungen der Wohrlungszuteilungs- 
konnission ist ifnerhalb zwei liochen nach Zustellung 
jes Beschlusses derselben die Berufung an das zustän- 
ee NMieteinigungsant zulässig. Der Beschluss der 
Wor ungszuteilunzskommission russ auf das Rechtsmittel 
Tupnelgen: Die Entscheidung des Mieteinigungsantes ist 
endgültig. 

. In Falle der Festsetzung einer höheren Miete in 
Sinne des Absatz 1 ist der Veberschuss dem Niohlfahrts_ 
smt der betreffenden Gemeinde zu überweisen. Dieser 
Betrag ist zu Zwecken der \lohnungspflege oder Miet- 
zuschüssen zu verwenden. 

Mieter, die nicht in der lage sind, die gesetzlicho 
Miete zu zahlen, erhalten auf Antrag des Mieters und 
Vernieters einen Zuschuss. 
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‚Scheuer 24) 


Ich darf die beiden Anträge bekannt geben, die zu 
diesen Artikel eingegangen sind. Antrag Dr. Scheuer: 
" Hinter den Worte " Höchstnmiete" ist einzuschalten : 
desgleichen den \Mlietiern von "/ohnungen über sieben 
Zimmern kann der Mieterschutz ganz oder teilweise ent- 
zogen werden." Der andere Antrag Hoffmann lautet zu 
Zilifer 4 : In Falle der Festsetzung einer höheren Miete 
in Sinne des Absatz 1 ist der Ucberschuss der zu bil- 
denden Zuschusskasse der betrefienden Gemeinde zu über- 
weisen. Dieser Zuschusskasse werden ferner die Ein- | 
nahnen, weiche aus Artikel36,36, 43 und 44 entstehen, | 
ZU. eführt, sowie die Hälfte des nach Artikel 26 festzu- E | 
setzenden,die Höchstniete a en Betrages. 
Dieser Betrag ist zu Zwecken der Keen te 7. 
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bedürftige lieter und Vermieter zu verwenden. 
schüsse werden auf Antra,; der Wohnungszuteilungskomis- 


Hoffnenn (S.P,} 


sion bewilligt. 


7Vv 








Hoffmann (So2.P.) : 


Ich möchte darauf hinweisen, dass nach unsercnm 
Dafürhalten auch die Strafen und Kosten, die aus 
dieser ganzen Wohnungsmisäre entstohen, der Tliohnungs- 
zuschußkasse zugeführt werden müssten, damit auch’ 
Geld in die Kasse kommt. Wir stehen auf dem Stand- 
punkt, dass alles, was an Geld u,s,w, aus der Voh- 
nungsverordnung herausspringt, dieser Zuschüußkasse 
zugeführt und im Interesse der Wohnungspflege und 
Mietzuschüssen verwertet wird, Nun möchte ich zı 
diesem Antrag noch eins gesagt haben, Im Falle ’der 
Festsetzung einer höheren Miete im Sinne des Ab- 
satz I ist der Veberschuss -wohl nicht der ganze | 
Ueberschuss, sondern mindestens die Hälfte des Uetar-- 2 
BeEmReR, wel Bong! der Bee Net EocDen Purelz | 

®) . 2 . 3 and 
Su heranzuzie en, at er eine höhe re Mt tet & be 
zahlt, der Zuschusskässe zuzuführen, Sie werden zu- 
geben, dass, wenn die Hälfte des Ueberschußses äcn 
Hausbesitzer bleibt und‘die .andere Hälfte der Zus 
schusskasse zugeführt wird, der Hausbesitzer dann 
den Anreiz hat, die Vermögenslage des betreffendsn 
Mieters herauszubekommen; “Darum möchte ich sagen, 
dass die Hälfte des Veberschusses der Zuschusskas-+- 
se zuzuführen ist, Ich will noch weiter sagen, dass 
der letzte Absatz gestrichen werden muss, Mioter, 
die nicht in"der Lage sind, die gesetzliche Miete zu 
zehlen U.8.W | 

Wir gehen noch- weiter, In dem Kommissionsent- 
wurf heisst es nur, die Mieter haben das Recht, 
einen Zuschuss zu beantragen. Ich möchte da auch 
Herrn Schmoll sagen, dass wir die Interessen des Haw* 
besitzers vertreten und sagen, die Vermicter habe 
auch das Recht, einen Zuschuss zu beantragen, wenn 
sie bedürftig sind. Dice Bedürfnisfrage wird erle- 
digt von der Wohnungszuteilungskommission. Eine 
Instanz müssen wir schon festlegen, Wenn wir däs 
nicht tun, dann wird es wieder gehen, dass viel- 
leicht der Bürgermeister oder eine sonstige Persor 
nach seinem Gutdünken geben und bezahlen kann, Da- 
rum möchte ich beantragen, dass die Wohnungszutei- 
lungskommission auch die Bedürfnisfrage für die 
einzelnen Fälle erledigen kann und durch ihre Be- 
schlussfassung diese Zuschüsse gewährt werden. 
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Schmoll (H. uL.) : 


Meine Damen unä Herren ! Ich will ganz davon 
absehen, welche Nachteile dem Hausbesitzer ent- 
stehen. Was Sie vorhaben, würde einen gewaltigen 
Verwaltungsapparat erfordern, Stellen Sie sich 
die Schwierigkeit vor festzustellen, wer in der 
Lage ist, eine höhere Miete zu zahlen. Es kann 
jemand ein sehr grosses Einkommen haben und braucht 
doch nicht unter diese Bestimmung zu fallen, Wenn 
ein Haushaltungsvorstanä eine grosse Familie hat 
und ein grosses Einkommen, dann bleibt ihm von 

seinem grossen Einkömmen nicht vicl, Es gibt 
:Leute andererseits, die fast kein Binkommen haben, 
während ardere grosse Binkommen von mehreren Kinderä 
haben, Alle diese Fälle erst zu untersuchen und zu 
unterscheiden, das würds.cine Uenge von. Arbeit erfor- 
dern. Dann stellen Sie sich vor welche Erbitterung 
und Verögerung entstehen würde, aber machen Sie sich 
iö : vor 
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vor allem klar, was für ein gewaltiger Apparat ent- 

stehen würd. 

Ich stello den Antrag, den $ 26 mit Ausnahme des lctzten 

Absatzes zu streichen und cinen Abänd.rungsvorschlag zu 

machen. 

Nach dem letzten Absatz soll der Hausbesitzer entschä- 

digt werden, wenn der Micter nicht zahlen kann, Denn 

es kann leicht vorkormen, dass der Mietcr den Zuschuss 

verpraucht und der Hausbositzer hat wieder nichts, 

Antrag: „ Ist der NMicter nicht in der Lage,die 

gesctzlicho Micte zu zahlen, Sc er- 
hält der Vermieter auf Antrag d2s 
Mieters cinen entsprechenden Zuschuß 
aus der Landeskassc,." 


Karaya T2,)°: 


Ich kann mich crinnern, beim ganzen Eäuserverkauf 
von heute fallen zwei Drittcol unter die frcie Vereirba- 
rung, Genau so ging es auch hier, Mcine Fraktion 
schlägt vor, dass wir an dor Fassung festhalten, nur der 
letztc > Absatz soll geändert werden, 

ih oter. die nicht in der Lage sind, dic gesetzli- 
che Micte zu zahlen, erhalten auf Antrag des WMicters 
oder Vermieters dic Mictc ganz oder teilweise aus NMit- 
teln des Saargebictes, 


Dr.Sender (S,P,.) : 


| Meinc Damen und Herren ! Ich verstehe die Auffas- 
sung dcs Zentrums nicht, In der Kommission hatten wir 

uns bereits darüber gecinigt, Es kommt nicht darauf an, 

ob der ganze Ueberschuss oder nur die Hälftc abgelicfert 
werden soll. Fast alle Parteien waren damit einverstan- 
Gen mit Ausnahme des Herrn Schmoll, Wir dachten bedürf- 
tigen Mietern und Vermictern-nach dieser Haltung hin 
einen Ausgleich zu erstreben, Zu Lasten des \iceters und 
zu Gunsten des Vermieters. Das darf seitens des Eerrn 
Schmoll nicht verkannt werden. Ich meine die vollkorme- 
ne Einscitigkeit sollte nicht immer wieder zum Durch- 
bruch kormen, Meine. Damen und Herren, das Gesetz sagt 
nichts darüber, wie dem armen Vermieter und Micter gC-— 
holfen werden soll. Das Gesetz ist unsozial in dieser 
Beziehung und was gibt Herr Schmoll diesen armen Mietern? 
Nun wird uns gesagt, das wird ein gewaltiger Apparat, 

Der Apparat wird nicht so gewaltig, um keine einzige 
Person vermehrt er Sich, Die Zuschüsse gehen an die Ge- 
meinde, Das Maß der Arbeit wird nicht gefährlich sein. 
Wenn das Mietseinigungsamt sagt, der und der haben eine 
Strafe von so und so viel zu zahlen und die Gemeindever 
waltung legt sich-eine besondere Kasse an, ist das eine 
Schwierige Arbeit, Es geht aber nicht an, "dass man jeden 
sozialen Gedanken, wie Herr Schmoli, sabottiert. 

Herr Schmoll vermag doch nicht über die zu erwartenden 
Leichnafme der Mieter hinweg zu gehen. Ds gibt sicher 
verarmte liillionäre, die nichts zu nagen und zu beissen 
Be Er darf aber nicht sagen, wir wollen dem einen 

1e fen, 
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Fuchs (Lib.) : 


Ich will mich kire ee: Ich möchte eins 
bemerisen 
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bemerken, venn Herr Sohmoll die Streichung beantragt, . ir # 


so kann ich das nicht ve£stehen. "ir stehen auf den 
anüppart ,üie Zwangswirtschaft soll abgebaut werden 
ie streichen wir es? mur dadurch, dass wir jemand * 
zuingen zu bauen und in a Be 229 das getan. 
Ich stimme den Ausführungen des Herrm Karius bei und 
bin der Auffassung, dass der Grundsatz freie Verein- 
che aufrechterhalten werden muss. "ir sind dafür, 
dass die Kommissionsfassung aufrechterkalten bleibt. 


Schmoll { H.u.L.): 


| Ich stelle nur fest, dass Herr Fuchs für 
die ng Fra Pen des Zwanges eintreten will und gleich- 
zeitig die Leute zum Bauen zwingen will. 


Hoffmann ( S.P.): 


Ich möchte nur sagen, dass unser Antrag an 
äer freien Wereinbarung gar nichts ändert, sondern .« 
wir gehen sogar noch weiter. Ich will nur nicht haben, 
dass das ganze Geld dem Vermieterzugute kommt .Es 

müsste eine Zuschusskasse für die bedürftigen \Wieter 
und Vermieter gebildet werden. Die Einnahmen aus den 
Artikeln 43 und 44 sollen dieser Zuschusskasse zuge- 
führt we#den.In der Komissionsfassung ist darüber gar 
nichts geredet mworden,wv.das Geld hinkommen soll. 
Ich nehme an ‚dass das Geld zur Linderung der 'Tohnungs- 
not verwendet werden soll. Ich kann darum nicht ein- 
sehen, dass die Herren von der Volkspartei und vom 
Zentrum unseren Antr>g ablehnen wollen. Und damit der 
Hausbesitzer einen Anreiz hat, habe ich beantr>gt, üass 
die Hälfte dem Hausbesitzer Eehören soll und die ans 
dere Hälfte der Zuschusskasse zugeführt wird. 


Ringle ( Soz.): | | er 

Meine Damen und Herren ! Der Abg. Dr. Sender 

hat mit Recht A jeses Gesetz ein I 

gesetz ist, und der Abg. Schmoll, begründet stets. 
seine Forderungen nach höherer \lete damit,das .sie 

sin Anreiz zum Bauen sein soll. Tun kann ich aller - 

Ainss nicht verstehen, was eigentlich damals vor den. 


Landesratswahlen die bekämpfung des "ohnun sverbandes | 


bedeuten sollte, wenn gerade ale höheren Nieten ein: 
Inreiz zum Bauen sein sollten.Oder ist es nicht rich- 


tig Herr Schmoll, dass Sie damals in Ihrer Zeitschrift . 


den Wohnungsbauverband bekäupft haben,die Zuschüsse... 
die gegeben worden sind zu Tohnungsbauten usil, - 3 
Zuschüäse aus öffentlichen Mitteln, herunterkeiacht+ 7 
"ir müssen uns auch darüber klar sein,dass. fr. etwas: 4 
schaffen müssen, um die durch das sprunghäf-be:ähschne1= . 
len der Mieten entstehenien Hätten auszugleichen." ... 
Bs kann nicht unsere Aufgnbe sein, alle .die.Lasten ; 
- unseren Gemeinden „aufzubürden. Das würde; bedeuten, dass... 
einzelne kleine Gemeinden unter dieger" Last. zusammens-.; 


"ie wurde da der Tohnurgsbauverband, die Hergabe: der: M 


brechen würden.Der Vermieter muss te er | 


ben,in den Zällen, wo der Mieter in:der: 
hohe Mieten zu zahlen, die a RE Bi 
| a 


N = E NUSRER WER 
u Tr PT 0" 


re 










FW PWoZ 












LEE 
299 
- 35-0 


Hälfte der Zuschusskasse zuzuführen, dauit wieder Mit- 
tel vorhanden sind, un Cie dadurch entstandenen Här- 
ten auszugleichen. Ich kann gewiss nicht in cen Ver- 
dscht konnen, dass ich als Mieter ocer Vermieter hier 
meinen- Standpunkt darlege, cenn ich wıll beides nicht. 
Herrn Schmoll aber nöchte ich loch bitten, etwas nehr 
Verständnis zu haben für die aruen lüeter, 


Reinhard (K.P.): 


Ich will mur nach ganz kurz zu diesen Para- 

raphen etwas sagen. \.ir haben nur unter der Bedingung 
diesen Artikel zugestinnt, dass: das Nehr,dass dabei | 
herausk not „auch gu Zwecken Veryendung findet ‚cıe ; 

stsächlich lern "ohnungselend etwas entgegensteuern 4 
sollen. ‚.enn cie Herren von der Rechten glauben, | 
ne ee Steh gr gg a  ..! E 
die. Zwangsw chaft besgitigt- sje wollen aber, zu | 
leic ereZeit das ganze Geld den ernietern zuführen- 

so werden wir gegen den ganzen Artikel stimmen, und 
zwar ceshalb, weil wir uns vergegenwärtigen, dass 

sämn tliche Vermieter nur. noch sich Mieter zu erringen 
suchen werden, die Golduiete bezahlen können, und wir 
haben Cann zu versichern, lass die Opfer des Krieges 
BRhuBdTE SÄSÄEHIERundTe oe zärheRnechiEhnghetädich: 
werden von den Hausbesitzern. 

Den können wir dann nicht zustinmen. YÄür haben schon 
gegen die Prinzipe unserer Partei verstossen, als wir 
ın der Kcemnission diesen Paragraphen zugestimmt haben, 
eber wir taten es mur deshalb, weıl wir auf der ande- 
ren weilte versuchen, in sozialer Hinsicht eine Besse- 
rung zu schaffen. Ich vwöchte die Herren bitten- an 
Herrn sSchnoll appeliere ich gar nicht- dieses wohl 

zu überlegen. Teh bitte nochnals, dem Artikel so zuzu- 
stiumen,wie er in der Konnission TestRelegt wurde, '“ 
enn das geschieht, stiunen wir auch dafür, andern» 
falls, wenn beantragt wird, cass der Zusatz gestrichen 
wirc, stimmen wir gegen den ganzen ärtikel. 


Schacil {/ H,u.L.): 


% Herr Ringle hat er ich hätte den 
"ohnungsbauverband bekänpft. Herr Ringle, win Sie 

so was. sagen können ist xir unverstänclieh. Ich bin 
zıner Cer eifrigsten Förderer des l/ohnungsbauverban- 
es. Sie sind da ganz auf den Holzwege. ann haben 
nie gesagt, ım Zusarmenhang mit den Ausführungen des 
herrn Dr. Sender, dass es sich hier un ein Abbauge- 
setz handle. Gleichzeitig sorgen Sie aber, dass durch 
E04 FATOSTABBER ein neuer Zwang hinzuseführt werden 
s’.l. 


Fuchs ( ib.): 
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ich in Er, och kurs testshallen: aa 
re:hterhaltung des Artikels 26 sind. Auf den Antrag 4 
Fo’fmann möchte - ich noch erklären, dass wır damit f 
sinverstanden sind, dass die Gelästrafen aus Artikel 

43 und 44 in diese Kasse fliessen. 


Rütters ( Ztr.): 


Ich möchte nich auf die Gefahren, auf die de 

Herr Hoffmann hingewiesen hat, äussern und sagen, Cass 
es hier heisst "'ohlfahrtsant. Der weitere Satz laute: 
aner, dieser Betrag ist zu Ziecken der Tohlfahrtspf_- 
88 zu verrenden. ‘ir würden noch hinzufügen: ebenso 

die aus Artikel und 44 ergangenen Strafen. 


7V 
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Basler na; ; 

Wenn ich hier die Pekänpfung des liohnungsbau- 
verbandes und das Herunterreissen der Wohnungs- 
bauzuschüsse angeführt habe,so wöchte ich Herrn 
Schnoll erklären,dass ich mur das wiedergegeben 
habe,was ich in einer Zeitschrift vor den Tandes- 
ratswahlen gelesen habe, 


Vorsitzender; Ki: ’ 
Die Debatte ist damit geschlossen.lilr stinmen ab 
über Ariikel 26. Herr Dr.Scheuer beantragt,den 
Nietern von \ohnungen über sieben Zimmern kann 
der Mieterschutz ganz oder teilweise entzogen wer- 
den.-ler für diesen Antrag ist,nöge sitzen blei- 
ben.Der Antrag ist damit abgelehnt gegen fünf 
Stinnen. 
Karius ir.) z r 
Wir sind nicht dafür,dass allzuviel Zin- 
ner bewohnt werden.Aber es können Fälle eintreten, 
wo es sich un kinderreiche Familien handelt und 
un Familien,in denen Tuberkulose  herrscht.Älso 
praktisch hat die Vache keinen Sinn, 
Vorsitzender: 
Darit wäre der Passus des Entwurfs der 
Kommission angenonnmen.Wir konnen zu Absatz 2,lir 


können auch gleichzeitig über Absatz 3 nitabstim- 


men,weil hierzu Abänderungsanträge nicht gestellt 
sind.Es sind 2 Stimmen dagegen.Zu Absatz 4 lie- 
ren zwei Abänderungsanträge vor.Zunächst der An- 
rag des Herrn Karius.Herr Karius wünscht ‚dass 
hinter den zweiten Teil das Wort Wohlfahrtsaut 
gesetzt werden soll in Xlamuern „ Armenkasse." 
LIevacher (Ztr.): 
Ich stelle den Antrag,die zwei Worte „den 
Wohlfahrtsaut " zu streichen. 
Karius (Ztr. 


Vorsitzender; 


Ich ziehe dann meinen Antrag zurück. 


Der Antrag Rütters lautet: 
Die nach Artikel 43 und 44 verhängten Geldstra- 
fen fliessen den ...Ich glaube,wır stellen den 
Antrag zurück, Dis wir dei Artikel 43 sind,ier Ab- 
satz 3 unter Ausschluss des Antrages Rütters zu- 
stimmt,möge sitzen bleiben. | 
Hoffmann ee ORGE 
ich ziehe meinen Antrag zurück. 
Vorsitzender: 
Der Absatz ist angenormen mit allen gegen 
zwei Stirnen. 


Reinhard (Korn): 2 
Ich bitte uns Wort zu der Abstinzung.Hier 
herrscht die Neinung,dass der Absatz angenornen 
wurde nit dem Zusatz Rütters, 
Vorsitzender: BIT er | 
Nein,der Antrag Rütters ist fallen gelas- 
sen worden.Er kormt erst bei Artikel 43,Ausser- 
den stelle ich fest,dass nicht 2 Stimmen,sondern 
4 Stinnen dagegen sind.Wir kommen weiter zu Ab- 


satz 4.Die nicht in der lage sind,die gesetzliche = 


Miete zu zahlen,erhalten auf Antrag las Mieters 
und Verrieters einen Zuschuss.Nun 1st ein Antrag 


von Zentrum eingegangen,welcher besagt,anstatt zu 


sapen,die Mete ganz oder teilweise aus liitteln 


des Saargebietes, Wer dafür Far nen sich «rheben.: 


2 Stimzen dagegen.Herr Schnoll beantragt dia 
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die Sigsichung des ganzen Artikels 26 und will 
anstelle des letzten Absatzes folgende Fassung 


aben; 
." Ist der Mieter: nicht in der lage die ge- 
setzliche Miete zu zahlen,so erhält der Veriie- 

er auf Antrag einen entsprechenden Zuschuss..1- 
so Streichung des ganzen Artikels.Anstelle des 


ze rasen Absatzes die Fassung die oben verlesen 
wurce, 


Sch:oll (H.u.L.): 


Ich bitte über die seiden Anträge ge- 
tremnt abstirmen zu lassen,über die Streichung 
und über den neuen Ahsatz. 


Vorsitzender: ’ i 
Die Streichung ist insofern erledigt,als 
sich lie Parteien bereits für den Artikel ausge- 

sprochen haben.Für die Streichung sind nur Sie 
nbeide, 
Kerius (Ztr.): 
Ich bestehe nicht darauf,dass man sagt 
«Landeskasse" und „Mittel des Saarsebietes." Ich 


wollte nur verhüten,dass auf die Mittel aus der 


Tandeskasse nicht solange gewartet werden brauch. 
Ich wollte damit die Sache nur erleichtern. 


Vorsitzender - 

Ich glaube ‚wenn Sie sagen, aus Mitteln 
des Saargebietes,dann sind auch nur dıe fisks- 
lischen Mittel gemeint,oder Sie müssten sagen,aus 
!aAtteln der Gemeinde bezw.des Baargebietes. 

Rarius (Ztr.): 


Wenn die Iandeskasse pflichtir ist dann 
rüssen die Leute erst lange warten.Ich wollte 
aus Mitteln der Gemeinde sagen.Diese sollten das 


eld vorschiessen und nit der landeskasse ver- 
rechnen. 


Vorsitzender; ' 
Es kann auch gesagt werden aus öffent- 
lichen Mitteln. 


Dr.Scheuer (D.P.): Wir wollen die Gereinden nicht noch 


uehr belasten sondern diese Sache der landeskasse 
überlassen. 


Levacher (Ztr.); . 


Sagen wir dach „ sie erhalten aus Mitteln 
der Gereinde den Zuschuss,der den Gemeinden von 
der landeskasse zu ersetzen ist. 


Vorsitzender - 


+ 


. „ Der Antrag lautet dahin; Aus Mitteln der 
Gemeinde,die der Gerieinde aus Mitteln der land >s- 
‚kasse zu ersetzen sind. 


Dr. Scheuer (D.P.); Ich bin dagegen ! 


Vorsitzender 
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Vorsitzender : 


Den „ntra,steller konnt es darauf on, Jass 1 
die Sache nicht zentralisiert wird in der Hand der 1 
Regierung, ‚dass aber die Regierung die #flicht haben F 
so Be en aus ihrer Kasse an die Gemeinden zu 'y 
erstatten. | 


Dr, Scheuer { Den.P. ): | 
Da bin ich dafür. | 


Vorsitzender : 


Der Antrag ist mit allen gegen zwei Stimmen 
anzenommen. Jetzt kommt die EABRNE des Herrn Schmoll: 
ist der liieter nicht in der Lage, die gesetzliche Miete 
zu zahlen usw, lier für diesen Antrag ist möge sich cr- 
hoben. Zwei Stimmen defür, alle anderen dagegen. 


Artikel 27 | 
Bei möblierten Räumen findet Absatz 1$ 21 

Anwendung. lüeter und Vermieter können die ander - 
weitige Festsetzung des \ietpreises beantragen, falls 
der lüetpreis ausser Verhältnis zu dem Höchstpreis 
steht , der aufgrund dieser Verordnung für nicht nöb 
lierte Räume der gleichen Art pri ist. Die 4b 
nutzung der Ausstattungsgegenstände ist bei der Fest- 
setzung des llietpreises zu berücksishtügen , ebenso 
Dienstleistungen, falls nicht darüber eine besondere 
Vereinbarung getroffen ist. 


Abzeoräneter Schmoll ( H. u, L.): 


Ich glaube es ist eine starke Unstimmigkeit 
in diesen Artikel drin, Lt. Artikel 21 wird der Niet- 
preis durch freie Vereinbarung festgesetzt . In Artikel 

7 heisst es, Mieter und Vermieter können die anderweiti 
e Destsetzung des Nietpreises beantragen, wenn 

er Mietpreis ausser Verhältnis steht zum Frledens- 
nistyeri. Das würde zur PRLgE haben, dass die lüeter 
direkt zum Mieteinigungsant gehen könnten und könnten 
die freie Vereinbarung unstossen. Ueberlegen Sie sich 
ob dieser 2, Absatz nicht geändert werden muss. 


Fuchs ( Lib. ): 


Ach glaube wir wollten in der Kormission nur 
» den Wucher treffen, es sollte im allgemeinen bei der 
ERAEAn Torsintarnne bleiben, aber die Voraussetzungen 
bestehen, dann soll eine Herabsetzung herbeigeführ 
werden können. \ 


Levacher ( Ztr. ): | 
| ir haben wohl daran gedacht, aber die Beden- 4 


ken, die Herr Schmoll geäussert hat, sind doch andere. 
Tenn wir den wirklichen Worszlaut des $ 27 lassen, dann 
tritt die Rechtslage ein, dass Mieter und Vermieter. 
einen Mietpreis ausgemacht haben. Ich möchte den Vor- 
schlag nachen. | . Bei 
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Bei -nöblierten Räunen findet Absatz 2 Art. 
2&£l Anwendun;, eini-en sieh lüieter und 
Vernieter nicht, so können usw. 

Ferner beantrage ich den Satz zu streiehen, falls der 


Mietpreis ausser Verhältnis steht usw. Es ist selbst- 


verständlich und ich glaube, wir können auf diesen 
Zusatz verzichten. Auf die Wucherbekänpfun wollen . 


Karius ( Zt ): 
“ir hatten in der Kormission die Fälle 
in Aue, dass in der Stadt "ucher ;‚etrieben wird 
nit nmöblierten Räunen. 


Schrniokt: £ Hrushe %: 


Der erste Teil des Vorschlases steht schon 
in Art. 21. “ir bezinnen nit : Bei nöblierten Räu- 
nen usw. Nur der zweite Satz rss .eestrichen werden 
und zun Teil auch ungeändert werden. Ich stelle den 
Antraz,der zweite Satz soll lauten : Der von. lüet- 
einigungsant festgssetzte Mietpreis für nöblierte 
Ziuner muss ir Verhältnis stehen zum NMietpreis, der 
Grund usw. | 


Vorsitzender: 


3 Der ab ;eorinete Levacher hat seinen Antrag 
zurückzezozcn. 


Dr Scheuer(Den.P,): 


Bir wollten den "ucher treffen „. Zuerst 
freie Vereinbarun?. 
Seanoll(H.u.L.): 


Ich »in bereit reinen Antrag zurückzuziehen. 


Vorsitzender: 
jenn Herr Schnoll seinen Antrag zurück- 
zieht, dann sind wir so weit wie wir waren.und der 
„ortlaut der Komnissionsfassung bleibt bestehen, 
‚er dieser Fassung zustinnt, nöge sitzen bleiben. 


Einstimmig anrzenonnen. 


artikel 28: 

Landwirtschaftliche Grunäistücke, dio in ceim 
ner l.jetvertrag ceinbesriffen sind, unterlic;'en den 
Bestirmungen 'ieser Verordnun: nur, soweit Kündizung 
in Frage konnt, 

Unterliogen Räume öffentlicher Behörden, 
die als Diesträune Verwendung; finden, infolge 
dieser Bestinnung einer besonders starken Abnutzung, 
so kann der Vernieter einen Zuschlag zu den in 
Artikel 22 ff; besti.nten liletzins je nach der 
Inanspruchnahne des Gebäudes durch den Dienstverkehr 
verlanzen. 


Dr. Sender(Soz.): BR EINEN 
Es war in der Kormission die Meinun, 


auf,.:etreten _, 
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dass die Diensträume Öffentlicher Behörden ausser- 

halb dieser \lohnungsvorlage ee mithin der 
Ic 


aufgetreten 


freien Vereinbarung unterliegen. meine, wenn 

wir die Behörden ausgeschlossen haben, dann können 
wir auch diesen Absatz 2 streichen. Ich weiss nicht, 
an a Kommission sich später anders entschlossen 
at, 


(216,7 : | 
| "ir hatten auch daran gedacht. Diese Gingabe, 
die Herr Dr. Sender eben ‘gemacht hat, ist auch von 
mir schon gemacht worden. \iir sind aber bei der 
späteren Beratung auf AnreaanE des Herrn Regierungs- 
vertreters dazu gekommen und haben uns gesagt, wir 
müssen doch für derartige Gebäude einigermassen 
schutz stellen. Die Regierungsvorlage hatte ME. young 
hen, um das Doppelte soll es im die Höhe gesetz 
werden. "ir haben das gestrichen und haben gesagt, 
der Grad der Abschaffunfg soll massgebend sein ohne 
irgend welche Höchstgrenze. Deshalb haben vwir auch 
den Zusatz gemacht bei Artikel 2 und 3 vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Artikels 28 Absatz 2. 


Schmoll ( Hui 


Fuchs 


Ich habe zu Absatz 1 noch einen kleinen Abän- 
es npBenErng zu stellen.!iir sind selbstverständlich 
auch der Meinung,dass dort,wo kleine Gärten mit dem 
Mietvertrag verbunden sind,man die Objekte,das Haus 
und den Garten, zusammenlassen muss.Die kleinen Gärten 
sollen unter diese Verordnung fallen.Aber dort, vo 
schon aus früheren Zeiten mit dem Haus zusarmen ein 
landwirtschaftlicher Besitz vermietet worden ist,da- 
kann ein solcher Vertrag nicht mehr unter die Verord- 
nung Tallen,da müssen wir unterscheiden zwischen land- 
wirtschaftlichem Besitz und Hausbesitz.ir sind der 
Meinung,dass man eine Grenze ziehen muss,wie weit die- 
se kleinen Gärten durch diese Verordnung geschützt 
werden sollen, und da schäage ich vor,dass wir bis zu 
einem Viertel Morgen.Das is reichlich.Da,wo ein Vier- 
tel Morgen Garten mit einem Haus verbunden ist,da soll 
derselbe unter die Fachtschutzorädnung fallen.Deshalb 
stelle ich den Antrag,hinter das Tort "einbegriffen" 
einzufügen "und kleiner als ein Viertel Morgen." Fer- 
ner mache ich noch einen Zusatz,um die Sache klar und 
deutlich zu machen;grosse landwirtschaftliche Grund- 
stücke,auch wenn sie in einen Mietvertrag eingeschlos- 
sen sind,unterliegen ledislich der Pachtschutzordnung. 
Es geht nicht an,dass sich die Mieter solcher Grund- 
stücke auf die Mieterschutzordnung berufen und aus den 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen ausserordentliche 
Gewinne erzielen. 


(Lib.) 

Ich glaube, der Herr Schmoll ist sich über 
die Pachteinigungsämter nicht ganz im klaren. 
Die Pachteinigungsänter haben, soviel mir bekannt 


ist 
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Vorsitzender: 






in: 259 
_ £[utÄ) 


„= @st, darüber zu entscheiden, ob die Pacht. den Werträ- 


en, die vor dem, 1. Januar 1921 abgeschlossen sind. 
den heutigen Zeitverhältnissen ents rechend sind „ur 
oder nicht ‚Die Pachteinigungsämter können nur die 

Paaht in die Höhe setzen; über andere Fragen können 


ie gar nicht enischetden. 


Sahmoli ( H-u-Ls}: 


Ich bin sehr wohl über, diese Verhältnisse 
orientiert und ich kann gar nichts mehr hinzulemei, 
Wir wollen kaben, dass diese landwirtschaftlichen 
Grundstücke mur IN Bezug auf die Pachtfestsetzung 
der Zwangswirtschaft unterliegen, im übrigen sollen 
sie frei sein. Das liegt in meinem Antrag» 


ir stimmen ab. Der Artikel 28 lautet: 
Tandwir;schaftliche Grundstücke, die in einem Miet- 
vertrag einbegrifien sind,unterlie en den Bestimmn- 
gen dieser Verordnung nur, soweit Kündigung in Bra- 


se konnt. | | 
Unterliegen Räume öffentlicher Behörden, di: 


als Diensträume Verwendung finden, infolge dieser 
Bestimmung einer besonders starken Abnutzung, so kanı 
der Vermieter einen Zuschlag zu dem in Artikel 22 
f2, bestimmten Mietzins je Nach der Inanspruchnahme 
des Gebäudes durch den Dienstverkehr verlangen, , 
Nun will Nerr Schmoll hinter " einbegrilist. 
esetzt haben" und kleiner als ein Viertel rgen. 
ter für die Fassung des Jerm Schmoll ist möge sin 
erhaben. Gegen zwei. Stimmen angenommen: . T 
Ausatz 2. Wer für diese Fassung ist möge 
sitzen bleiben, wer dagegen ist; möge sich erhepen« 
Zuei Herren dagegen. Angenoimmen. 
"Dann noch ein Zusatz des Herrn Schmoll: 
Grosse landwirtschaftiiche Grundstücke, auch wenn sie 
in einen Mietvertrag eingeschlossen sind, unterliegen 
lediglich der Pachtschutzordnung. Dieser Passus kommt 


nasürlieh nach Absatz 1; 


Schmoll ( H.u.L): 


Damn könnte man ja auch sagen" landwirt, . 
schaftliche Grundstücke,” die grösser als ein Viertel 
Morgen sind» 


Vorsitzender: 


Mer für diesen Antrag stimmen will,der möge 
sich erheben, Abgelehnt gegen 2. Stinmen. 

Artikei 29: Das Mietseinigungsamt kann, 2US- 
nahmsweise die Köhe des MietpreiseS ohne Rücksicht 
auf die vorstehenden Bestimmung en nach billigen 
Brmessen festsetzen, wenn ier Verfügungsberuchtigte 


nachweist. die ausser. Verhältnis zu dem von ihm 88 


zahl+er Miotpreis stenen. 
ee 
Win Satz , war urspriinglich nicht darin, die 


Verteilung 
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Verteilung der Aufwendungen für Strassen- und Bür,rer- 
steig- Reinirung auf Wohn und geschäftliche bezw. 

er Räurıe erfolrt nach Nlassgabe der zezahlten 
liete, 


Kariis : t Ztr.): 


men Ich glaube es müsste heissen ,„ sofern keine 
treie Vereinbarung zustande konnt, hat der Vermieter 
Anspruch auf anteiligen Ersatz der Aufwendungen für | 


NASSCT USW» 


Vorsitznder: 
Der erste Absatz lautet: 
| sofern keine freie Vereinbarung zustande 
konnt, hat der Vernieter Anspruch auf anteilizen 
Ersatz der Aufwendungen für Wasser, Licht, Heizung, 
taminreinibung, Kanalbenutzung, Strassen- und Bürger- 
steigreinigung, Müllabfuhr und Abortentleerung. : 
ie Verteilung der Aufwendungen für Wasser- 
und Abortentleerungsgebühren erfolgen in der Regel 
nach der Kopfzahl. 
Der Vermieter kann von Vermieter für bare 
Auslagen einen angemessenen Vorschuss verlangen. 
wer dafür Ist, möge sitzen bleiben. 
Binstinnig angenommen. 


Artikel 31: 
Mieter wie Vermieter sind verpflichtet, den 
Mieteinigungsant, wie den von diesem bestellten Sach- 
verständigen alle Auskünfte zu erteilen, die zur 
Ausfünrung ihrer Aufgabe erforderlich sihd. Zu diesen 
Zweck haben sie den Personenfie sich durch einen 
schriftlichen Ausweis des Mieteinigungsantes auswei- 
sen „ üie Besichtigung ihrer Räunen gestatten. 


EEE ÜSCIEE GE TE 


Wer für diese Fassung ist, möge sitzen bleiben: 
Einstimmig angenommen. ” 


Schsoll ( H.u.L.): 

Ich möchte vorschlagen,an dieser Stelle 
die $8 80 & 31 der alten Verordnung von Juli 21 ein- | 
zuschelten. Das sind die Bestimmungen der Äbschätzungs- ° 
kommission. Man hat der Abschätzungskormission den i 
Vorwurf gemacht, langsam gearbeitet zu haben. Die Ver- 
zögerung kan dadurch, dass die Kommission zur Verbil+- 
iigsung des Verfahrens mehrers Fälle zusammen kommen 
jless und dann erledigte. Der grosse Vorteil der 
Abschätzungskormnission war der, dass in der Kommission 
Mieter und Vernieter sich über die Preisfestsetzungen 4 
fast ausnahmslos seeinigt haben. Ich kenne in Saar- 3 
brücken keinen einzigen Fall ,„ wo eine Meinungsver- 
schiedenheit zwischen dem Vertreter der Mieter und 
denjenigen der Vernieter, gewesen wäre . 
Wir haben uns ausgesprochen und stets geeinig 


L WW POS 


Vorsitzender: 


Wir haben über diesen Artikel schon abge- 4 


Schnoll(H.u.L.) 


stimnt. 
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SchnolifH.üu.1.): 


Ja, das soll in einen anderen hinein. Ich 
werde den „ntraz schriftlich stellen. 

Ich beantrare hinter Artikel 31 einzuschie: 
ben, den Artikel30 & 3l von Juli 21 und Zusatz, 
für jeden Sachverständigen ist je 1 Vertreter zu 
ermennen, 


Vorsitzender: 


Verliest Artikel 30 der alten Verordnun; 
von 13. Juli 21. Die Mieteini ‘unvsänter dürfen nur usv. 
Bei Mietern soll eingefügt werden : Für je einen 
Sachverständisen ist je ein Vertreter zu ernennen. 
'er dafür ist, dass dieser artikel eingefügt wird, 
nöge sich crhehen. | “ 

£ Stimmen dafür, die anderen dazeren. 
‚ir kommen weiter zu Teil - VI. 


Einrichtun? der Mieteinigungsänter, Ganz des Verfah- 
rens. | 
Artikel 32. 


Die Mieteinizungsänter bilden einen Teil des Ants- 
gerichts. Sie bestehen aus: 
l. einen zum Richterant oder höheren 
Verwaltungssdienst befähigten Vorsitzenden, 


2&. einen Hausbesitzer, 
3. einen Mieter, als Beisitzer. 


Der Vorsitzende wiri durch das Mitzlied der Regiorungs- 
konnission, den die Justizabteilung unterstellt ist, 
ernannt. In Bedürfnisfalle können nehrere Vorsitzen- 
de oder stellvertretende Vorsitzende ernannt werden. 

Die den Stand der Mieter -— Bossärkse- beaiw. 
»ezw. Hausbesitzer anzehörenden Beisitzer bezeichnet 
der Kreis - Bezirks- bezw. Stadtauschuss auf Vorschlag 
der Genmeindevertretungen,sofern die örtliche Zustän- 
dAiskeit des rd er na sich auf einen Bürger- 
nmeistereibezirk beschränkt, erfolzt die Bezeichnunz 
durch die Vertretung desselben. 

Die Schriftführer bei den Mieteinizunzsänterr 
werden auf Vorschla: des Vorsitzenden durch das it 
lied der Regierungskomnission, den die Justizabteilung 
untersteht, ernannt. 

Letzerer bestirrnt auch die Zahl der lMiet- 
einigunsänter, deren Bezirk und die örtliche Zustän- 
diskeit det einzelnen Aenter. 

Die zur Zeit der Veröffentlichung der vor- 
lie. 'enden Verordnung bestehenden NMieteinigunrsänter 
bleiben aufrecht erhalten. 

Soweit sich die Notwendigkeit der Einrichtung 
neuer Mieteinigungsänter ergibt, erfolgt sie durch 
Erlass des Mitgliedes der Regierungskornnission, den 
die Justizabteilunz untersteht, unter Abgrenzung der 
örtlichen Zuständicskeit. 


"ir stinmnen ab. ler dafür ist nöge sitzen 
bleiben. 


Einstinniz angenonnen, 
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Einstimmig angenommen. 


Artikel 33 


RR Die Mitglieder der WMiteini sänter und 
die ihnen zugeteilten Schriftführer erhalten eine 
VORGE Une aus Staatsmitteln, soweit sie nicht als 
ordenliche Richter Gehalt beziehen. Die Höhe dieser 
Vergütung wird durch den Präsidenten der Regierungs- 
kommission festgesetzt, 


karıus ( Zr): 


Ich beantrage anstatt Staatsmitteln zu 
sagen, aus der " Landeskasse," 


Vorsitzender: 


Ter für diese Abänderung ist, bleibe sit 
zen. 


Einstimmig angenommen, 
Schmoll ( H.uyL.): 


Ich mache darauf aufmerksan, dass ich 
mich gegen den Absatz 3 aussprechen werde. 
( Zwischenruf: Der Artikel ist erledigt.) 


Artikel 34. 


Die Mieteinigungsämter sind zur_Entscheis 
Bun unter Ausssakluss des ordentlichen Rechtsweges 
zuständig für alle Nietstreitigkeiten, welche betref- 
fen die Kündigung, Räumung, Mietzinszahlungen, die 
Erstattung von Aufwendungen gemäss Art._30 der Ver- 
ordnung, soweit es sich um Räume handelt, auf wel- 
che diese Verordnung Anwendung findet. | 


Dr. Scheuer ( Dey.P.): 


I Ich möchte ausdrücklich betonen, dass ich 
mit dieser Fassung einverstanden bin, wenn die lliete 


einigungsämter den Amtsgerichten angegliedert werden. 


Karius ( Zbr.): 


Ich stelle fest, dass dies die einstimnige 
Annahme der Kommission war. 


Dr, Sender ( Soz.): 


"ir sind derselben Auffassung, enn wir 
var dess die Mieteinigungsänter ein Teil der  . 
Amtsgerichte sein sollen, eröffnen wir den ordentli«‘ 
chen Rechtsweg. In der Vorlage ist er nicht ge- 
strichen, Der ordentliche Rechtsweg besteht doch 
durch die Angliederung an das Amtsgericht. 

Die Torte " im Wege des ordentlichen Rechtsieges" 
werden gestrichen. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender; 


‚Der Berichterstatter hat die !lorte nach- 
träglich gestrichen. 


Einstirmig angenormuen. 
$ 35 ; Das Meteinigungsant hat in erster Linie 


auf einen Vergleich zwischen den Parteien hinzu- 
wirken. Vor der Entscheidun: kann der Vorsitzen- 


ce eine einstweilige Anordnung erlassen.Die Ent- 


scheidungen ergehen in Nanen der Regierungskon- 
ı1ssi1on,sie rüüssen mit Gründen versehen sein.Die 
Zustellung an die Beteiligten hat von Antswegen 


zu erfolgen, Ar. | 
Tortzeldungen liegen nicht vor,wir stimmen 


ab, 
ärtikel 36.Die Entscheicune russ eine Je stinzung 
darüber enthalten,welcher Partei lie Kosten des 
Verfahrens zur last fallen oder in welcher Teise 
cıe Kosten des Verfahrens auf Aie Parteien ver- 
teilt werden, 


Schridt ( Ztr.): 

Die haben den Fall vergessen,wenn das 
NMeveinigungsant angerufen wird,chne das vorher 
eine tütliche Einigung zustande gekorwsen ıst. In 
diesen Falle züsste 3.23 der Zivilprozessordnung 
Anwendung finden und ich bitte das aufzunehren. 


Vorsitzender: | 
"ir stizvien ab über Artikel 35 nach den 
Konmissionsbeschluss, 
einsti:nig anzenormen, 


Artikel 37.Für das Verfahren vor den Nieteinigungs 


-ıtern und vor dem Berufungsgericht werden Ge- 
bühren und Auslagen nach Nassgabe der ®stinrmun- 
gen der Anlage zu dieser Verordnung erhoben. 


Die Anlage ist den Herren inzwischen zw- 


gegangen. 


Dr. Sender (Soz.); _ ee BIER 
ch möchte. bei dieser Gelegenheit Aus- 


kunft von Seiten der Herren BEISPLTEVErIEStGE 
O£ 


haben,aus welchen Gründen ran glaubt ,dass die 


tensätze des ordentlichen Rechtsweges......... Rear 


\die weiteren Worte waren nicht zu verstehen). 


”» 


\aegen besondere Gründe für eine besondere Gebüh- 


rencrdnung vor und welche sind dies, 


Oberregierungsrat Kuchenbeker: 


Wenn hier andere Gebühren eingeführt wor 


den sind,so ıst das deshalb geschehen ‚weil die 
Meteinigungsäuter den Charakter von v 
geri.chten hatten.Ich glaube übrigens auch,dass 


ın 


—— 


erwaltungs- 
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im Reich für Mieteinigungsänter ebenfalls Pauschalge- 
bühren eingeführt wurden, Es vereinfacht dies ausser- 
ordentlich die Kostenberechnung.Ich wollte hier noch 
sinfügen, cs sind in der Komnissionssitzung die Sätze 
der Anlage beanstandet worden. Es ist gesagt worden, 
sie seien etwas zu hoch. Ich habe im Hinblick hierauf 
Vorschläge ausgearbeitet,die ich die Herren bitte, ir. 
Betracht ziehen zu wollen, nämlich die dahingehen, - 
dass die Gebühren prozentual erhoben werden. Ich wollte 
folgendes den Herren anheimstellen: Die Gebührensätze 
werden wie folgt geändert ; Die Gebühren betragen ohre 
Beweisaufnahme 3 % des Streitwertes. Für die Revisions- 
"armer betragen die Gebühren & % bezw 8 %, im Falls 
ass Vergleichs 3 % bezu., D % | 


Ds ist weiter noch angeführt bezügl. der Schreibgebühren. 


Da haben Cie Meteinigungsänter ‘darauf hingewiesen, dass 
diese zu niedrig bemessen seien. Es ging deshalb der 
weitere Vorschlag dahin,dass für Sehzeißgebühren 10 Cen- 
tines für die Seite erhoben werden.Das sind persönliche 
Vorschläge,die ich vorbringe.Falls von seiten acer Herren 
die Meinung geäussert ird,dass eine AenS erg ZUISECcK- 
"ässie erscheint,so bitte ich Sic, hierzu Stellung 

zu nehmen. 


levacher (Ztr.) : 


V 


| Ich meine, das erübriet sich vielleicht, weil 
Aie Meteinigungsänter den Antsgerichten engegliedert 


2 


-srden und bei den Antsgerichten ganz eingehende Be- 


_— 


stirmungen getroffen sind. 


orsitzender : 


"ir stiunen dann ab über den Artikel 37. 
Finstimmig Angenomnen. 53 

1rtilkel 38 : Für das Verfahren vor den iet- 
sinigungsäntern finden die Vorschriften der Verorü- 
nung über das Verfahren vor den Mieteinigungsäntern 
von 23. Septerber 1918, Reichsgesetzblatt 1146, iu 3 
übrigen die Bestimmungen. des GerichtsverfahrenSsans t2 
fassungsgesetzes und EEIENE SE Tann sntsprechene © 
Anvcndung, soweit sie nicht dieser Verordnung entgeset- 
en Ds wünscht hierzu nicuand das ort.Dann stin- 
men ir abe | 
Binstinng 3787139. Gegen die Intscheidung der Met- 
sinicungsämter ist harufung zulässig, soweit dis se 
nicht endgültig ist. AR BT 

‘ir stimmen über diesen Artikel ab. 
Pinstimig angenommen, 


Artikel 40 : Dis BapuSung ist binnen einer 
Notfrist von 14 Tagen ra.ch Zuste lung des Beschlus- 
ses des Mieteinigungsamtes schriftlich unter Angabe 
der Gründe bei den Mieteinigungsant oder bei den Be- 
vufungsgericht einzulegen. | 

"jr stimmen hierüber ab. 
Tinstimig angenommen. | 
Artikel 41. 


A m — 





SIYAA9T ayasıydm“Souss/s vy2n4q4005 Y7 









, WW POT 





[a 
rt 


y # 
n N 1" 
EN‘ 
ı ’ 
— N.:® S 
+ 


Artikel 41 : Als Berufunsseer; ; | 
ee ' lunesgericht in Sinne & i. 
kel 39 und 40 entscheidet eine Civilkanner dag Eraz | 
SE ın der Zestzung von 3 von Präside "ode hend“ 
andgerichtes SRBER LER Richtern srasicenten des 
Es meldet sich nieriand zum ! 
nen ab. | ZI, ge 
sale BneSunnmen. 

..,.. Artıkel 22: Dle Entscheilunsen der ' 
gunsäntär sind vorläufig vellstreckbsr. et eetelni- 
sus (en vor clesen Lerichten abwweschlossenen " 
gen lıe gerichtliche Zwangsvellstreckung stat+ 


’% 


ner die Raurung zulassenden Anordnung des Vom 
sıtzenden des Nieteinigunzsautes vollstreckt werden | 
Die Anordnung hat die \ohnung zu bezeichnen, welche | 
sofort zur de ces zur häurung Verpflichteten 
Tage nach erf dem en ER EeE 
a5 ach, OlS : >. VITSENOL 
Se © stirnen hierüber eb Sup a 
Einstimnig a eh gerer Reil vIr. & Be 
s konnt dann Tei . otrafmassnahnen. 
Artikel 43: Wer chne Zeuge zu sein vor eier ri 
Durchführung dieser Verordnung beauftragten Lehörde 
missentlich unrichtige Angaben macht, en eienet 
sind, die Entscheidung der _Behörde zu beeinflussen, 
wird mit Geldstrafe bis zu 50 000 ik. bestraft . 
| \er für diese Fussung ist, wöge sich erhe- 
‚ben, die dagegen sind wollen sitzen bleiben. 
Einstimmig angenomnen,. | x: 
Artikel 44: Mit Geldstrafen bis zu 50_000 
Nark wird bestraft, wer den Artikel 3,4,5,6,12,31,45 
zuwiderhandelt. 


Rütters ( Ztr.): 
Ich bitte den Zusatzantrag hier anzuhängen. 
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- - " Vorsitzender: 


2 Herr Rütters kennseagt : 08 nach Artikel 

43 und 44 verhängten Geldstrafen Il1eSsen Ur. < 
\rtikel 26 Absatz > OrESgSchegen Kange ZUN erg 

Verwendungszwecke zu. ‘er lür diesen Fans Re 

wie für Kr verlesenen Artikel des Konnissionsberich: 


dez bleibe sıtzen. 
Einstimmig angenouzen. _ 1 | 
mei vill. Schlussbestinmunesn ae 
Artikel 45: Verboten ar nn 
| Immun irgernelsters vor.isst: | Pr = 
gr Be liebe oder :teilwelse Abbruch VO 
Gebäulichkeiten £ x N 
11. die Umwandlung von !ohnräumen zu ANSEr® 
wecken, insbesondere dıe nn ah 
für Fabriken, lager lerkstätten, J1° 


Lu pueZ 


I sftsräune. £ s zu | 
RR Geschet Bis Vereinigung mehrerer ohnungen 7 | 
einer einzigen. DB. | 
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Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Gesuch- 
steller für dic umzuwandelnden oder zu beseitigenden 
Wohnräume in ausreichender Weise durch Schaffung einer 
entsprechenden Zahl neucr Wohnräume Ersatz leistet, 
oder wenn er an den Wohnungsbauverband den Geldbctrag 
bezahlt, der dem zehnfachen Betrag der jährlichen Miete 
entspricht, 

Die Zustimmung ist weiter zu erteilen, wenn die 
geplante Aenderung infolgc: des Zustandes des Gebäudes 
notwendig wird und dic Beschoinigung des zuständigen 
Kreis- oder Stedtbauantes für diose Notwendigkeit vor- 
liegt, 


Hoffmann (802.): 


Tch möchte sagen, wir haltcn es nicht für notwen- 
dig, dass die Gelder dem Wohnungsbauverband zugeführt 
werden, sondern, dass wir dic Gemeinden heranzichen. 

Wir können auch hicr sagen, dass diescs Gelä den Gemein- 
den zugeführt wird, Wir müsscn dicsce Summe schon eus 
cicscm Grunde der Gemcindc zuführen, damit dic Zuschüs- 
sc aus der Gemeinde hcerausgcholt werden können. 


Fuchs (Lib.): 


Da sind Zweifel bei meiner Fraktion entstanden 
bei Artikel 45 wegen Bedeutung der Ziffer 1, Die Herren 
meinen, da könnte auch ein Stall oder sowas in Frage 
kormen,. Ich habe gesagt, dass nur Wohnräume, die für 
scwerbliche oder geschäftliche Zwecke in Anspruch ge- 
nommen worden sind, darunter fallen, aber nicht etwa 
ein Stall odsr sonst was, 


‚Oberregierungsrat Kuchenbecker : 


Zunächst zu der Frage, dic der Abg. Fuchs ange- 
schnitten hat, Ich glaube, dor Begriff der Gebäude 
umfasst auch Stallgebäude, und Stallgebäude können. 
evontl. in Wohnräume umgewandelt werden, und ist dics 
in zehlreichen Fällen bercits geschehen, Also wem 
Sic eine Ausnahme bei Stallgcbäuden machen wollon, SO 
bedürfte das eine Aenderung im Gesetzestext. Da mır 
zahlreiche Fälle bekannt sind, dass Gemeinden dazu 
übergegangen sind, derartigc Gebäude umzubauen, SO 
wärc es zweckmässig, wenn die Zustimmung des Bürger- 
meisteramtos notwendig wäre. Wenn weiter bemerkt wird, 
dass die Abfindungsbeträge nicht an den Vohnungsbau- 
verband abgeführt werden sollen, so möchte ich Sie aber 
bitten, es bei dem Kommissionsbsschluss zu belassen. 

Der Wohnungsbauverband ist zur Zeit der Träger der 
öffentlichen Bautätigkeit hier im Saargebiet. Er hat _ 
bereits 1683 Häuser bezuschusst, und hat sehr Erspriess- 
liches auf dem Gebiete der Erschaffung von ncuen Wohnuns- 
gen geleistet, 

Bezüglich Ludwetler sind hier zwar Klagen von 
Yerrn Reinhardt geäussert worden, Ich habe mich bei 
unserer Verwaltung erkundigt, Hier ist mir gesagt wor- 
den, dass an der Bergsicherheitsfrage kein Bauvorhaben 

escheitert ist. Ich bitte-Herrn Reinhardt, mir Ma- 

erial zugänglich zu machen, Es ist unsererseits alles 
geschehen, um auf eine Regelung der Zuschussanträge 
hinzuwirken, 


Wenn 
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Tenn in einzelnen Fällen varläügt wörden ist,dass 
eine Bescheinigung der Bergdirektion angefordert 
HErBEA."D ist das geschehen, weil der Hohnungsbauvorband 
verpflichtet ist, von der Bergdirektion eine besondere 
Merketniguing zu verlangen und einen Vertrag abzuschlies- 
sen. Vielfach hat sich die Erledigung von Zuschussan- 
erde 3 dadurch in die länge gezogen, dass die Grunder». 
werbsfrage längere Zeit in Anspruch nahm. Der iTohnungs- 
bauverband konnte kein Geld auslegen, solange der 3e- 
treffende, der Zuschussanträge BADgesbesn worden. 
Bezüglich der Auszahlung der Zuschussanträge ist alles 
geschehen, um die Auszahlung der Zuschüsse zu beschleu- 
nigen. Der ohnungsbauverband hat dafür gesorgt, dass 

die Auszahlung so schnell erfolgte, wie es nur irgenü- 
wie gewünscht werden kann 

Bezüglich der Auszahlung der Zuschüsse ist 
alles geschehen um die Sache zu beschleunigen. 





Hoffmann (Soz.P.): 


Ich möchte nach den: Ausführungen des Kegierungs- 
vertreters darauf hinweisen, dass der reiche Hausbesitzer 
grosse Summen gibt. Ich will im Interesse der Mieter 

und der Gesamtwohlfahrt sag°n, dass dieser Jatz gestri- 
chen werden müsste . 

1.) ist der Betrag zu klein. 

2.) nird er immer .den Hausbesitzern soviel Recht geben, 
dass er den Mieter hinaus schaffen kann. Ich stelle den 
Antrag ‚dass der Satz in Tegfall kommt. 


Reinhard ( Komm.P.): 


Ich muss bemerken, dem Herrn fegierungsvertre- 
ter, dass die Bürgermeistereien Ludweiler überhaupt 
nicht berücksichtigt wurde, \ias die Besahoinienng der 
&rubenversaltung angeht, so ist dieselbe gegeben worden. 
Bs handelt sich um einen Kompäsz von Gelände, worüber 
die Grubenverwaltung eine Bescheinigun ausgestellt hat, 
dass sie keine Bedenken habe. Der \ol ungebausprpand 
verlangt für jede einzelne lohnung sine escheinigung. 
Tir gingen die Grubenverwaltung nochmals an und die 
! war, wir haben euch eine Bescheinigung gegeben. 

« ist der klarste Beweis erbracht, dass hier, sıne 
Bäroktatie herrscht, die viel schlimmer ist, wi® der 
preussische Bürokratismus, der schon langsam geritten 
ist. Ich verstehe das nicht, das geht mir über den | 
Horizont. Tir werden das Material dem Herrn Oberreglerun: 
rat Kuchenbecker zugehen lassen. Ich schliesse mich den 
Ausführungen Hoffmann an, diesen Absatz ganz zu strel- 


chen 
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Oberresierungsrat Kuchenbecker: | 


A sa ar en Anweisung, derGenende 

Iudweiler sind die Bescheinigungen aussest®, 1» | 

Tch habe Herrn Reinhard gebe ei falls es nicht zutrifft 
| 
| 


mir das Material zuzusenden. 


Rütterst Ztr.P.): 


Lc f den Boden des 
Das Zentrum stellt sich au Dr, Scheuer. 


Kommässionsbeschlusses., El 
zn 
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Dr. Scheuer (Dem.): 


- Hoffmann hat Recht, der 10fache Betrag ist zu we- 
nig, Ich erlaube mir einen Antrag einzubringen, 


Artikel 45. 


Verhoten ist, sofern nicht die Zustimmung des 
Bürgermeisteramtes vorliegt: 


1) der gänzliche oder teilweise Abbruch von Gebäu- 
lichkeiten, 


2) dio Umwandlung von Wohnräumen zu anderen Zwek- 
ken, insbesondere die Verwendung für Fabriken, 
Lager, Werkstätten, Dionst- oder Geschäfts- 
räume, 


3) die Vereinigung mehrcrer llohnungen zu einer 
einzigen. 


Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Gesuchstel=- ' 
ler für die unzuwandelnden oder zu bescitigenden Wohn 
räume in ausreichender Wcise durch Schaffung eincr en“ 
sprechenden Zahl nouer Wohnräume Ersätz leistet, oder 
wenn er an den Wohnungsbauverband den Geläübctrag be- 
zahlt, der-dem 10Ofachen Betrag der jährlichen Miete 
entspricht, 

Die Zustimmung ist weiter zu erteilen, wenn die 
geplante Acnderung infolge des Zustandes des Gebäudes 
notwendig wird und die Bescheinigung des zuständigen 
Kreis- oder Stadtbauamtes für diese Notwendigkeit vor- 
liegt. 


Fuchs (Lib.) 


Zu Ziffer 1 Der gänzliche oder teilweise Abbruch 
von Gebäulichkeiten, soll orsctzt werden durch 
„Nohnräume" IS 

einstimmig angenommen, 


Gladel ( Ziesayı 


Zu Ziffer 2 nach Geschäftsräume soll gesetzt wer- 
den „ausschliesslich Wohnräume, die im Interesse des 
landwirtschaftlichen Betriebes zu Lager- und Maschinen- 
räumen ungeändert werden. Im kleinsten Ort sind dic 
grossen Dampfäreschmaschinen abgeschafft, heute stellt 
sich der kleinste Betrieb eine Dreschgarnitur hin und 
dafür wird sehr viel einc kleine Kammer verwendet. 


Reinhard (K,P.3: 


Meine Damen und Herren! Die Begründung, die hier 
vorgebracht wird, kann ich nicht verstehen, Ich be- 
sitze auch etwas landwirtschaftliche Kenntnisse, (Hört, 
hört) Ich verstehe es wohl bei der ehemaligen Hand- 


dreschmaschine, die jetzt umgebaut werden soll, um mit 


Strom getrieben zu werden. Diesen Apparat hat man bei 
uns überall in die Scheunen gebracht. Die Begründung, 
die vorgebracht wird, entbehrt jeder Tatsache. Es han- 
delt sich um den Einbau eines kleinen Motors und den 
kann man nicht in die Kammer bringen, sondern der mısS 
in die-Scheune. Ich muss deshalb den Antrag Gladel ab- 


lehnen, Hoffmann une) 
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Hoffmann (Soz,.) : 


Ich möchte auch sagen, dass in der Landwirtschaft ' 
keine Wohnräume zu solchen Zwecken beansprucht werden. ' 
Es kann nicht gehen, dass man die Landwirtschaft aus- 
schliessen will. Dio Begründung ist nicht stichhaltig, 


Dr.Sender (Soz,) 
Wir sind gegen alle Vorzugsrechte, 
Behmidt (Z,) : 


Ich möchte beantragen, die Abstimmung über den 
Antrag Gladel zurückzustellen. 


Schmelzer (Lib.): 


Meine Fraktion ist für Abstimmung. Ich hätte erwar- 
tet, da wir 2 Vertreter-der Landwirtschaft hier haben, ' 
dic etwas gesagt hätten. Ich sage, die politischen Par- 
teicn haben mehr Verständnis von Landwirtschaft wie dic 
Vertreter derselben, 


Schmoll (HE. u, L.) : 
ich kann von der ganzen Sache nichts verstehen. Es 
ist hier nichts zu hören, Ich weiss nicht um was es sich 
handelt. Man hört nicht was die Linke spricht, Ich kann 
nicht antworten, aber wenn mir der Herr Schmelzer sagt, 
was los ist, bin ich bereit, darauf zu antworten. 


Wagner (H.& L.): 
Ich stinme dem Antrag des Herrn Gladel zu. Ich 


mıss konstatieren, dass hier lauter Prinzipienreiterei 
astrieben wird. | 
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Vorsitzender : 


Es ist beantragt, über diesen Artikel erst abzu- 
stimmen, wenn wir die übrigen zurückgestellten Anträge 
zu. Abstimmung bringen. Wir wollen darnach handeln, 

Es käme dann Artikel 46: Die vor dem Inkrafttre- 
ten dieser Verordnung erlassenen Entscheidungen der 
Weteinigungsämter und des Schlichtungsausschusses der E 
zZenträlwohnungskommission, ferner Maßnahmen unä Anord- i 
nungen der Verwaltungsstellen, insbesondere Beschlag- | 
nahmungen und Wiohnungszuteilungen, die vor der Veröf- 2 
fentlichung dieser Veroränung erfolgt sind, bleiben in ‚ 
Kraft, ; 


Schmidt (Z,) 


ta PpwZ 


Wenn man sich diesen Artikel ansieht, so setzt er 
alle Entscheidungen, die bis zu dem Zeitpunkte des In- 
krafttretens der Verordnung ergangen sind in Kraft, auch 
solche Entscheidungen, gegen die das Rechtsmittel der | 
Revision nach dem alten Verfahren noch zulässig war. Es 4 
ist das cine Gefahr für diese Entscheidungen. Ich würde 1 
deshalb beantragen zwischen den Werten }erlassenen" und 4 
„Entscheidungen" das Wort „rechtskräftigen" einzusrkalten, | 
Auch im zweiten Absatz vermisse ich etwas, Es gibt Sehr | 
viele Rochtsstreitigkeiten bei Räumungen auf Miet2inszäh- | 
lung oder bei Regelung des Pachtzinses in Pachtrerhält- 1 
nissen, dic bei den ordentlichen Gerichten ER 
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und zur Zuständigkeit der Mieteini sämter gehören. 
Es ist daräber noch kein Ilort verloren worden. 

Ich beantrage den Zusatz der lautet: Rechtsstreitie- 
keiten, die zur Zeit des Inkrafttretend der Verordning 
bei den ordentlichen Gerichten angängig sind und zur 
Zuständigkeit der Mieteinigungsänter gehören, sind 
diesen zu überweisen und gelten mit der Veberweisung 
a!s bei diesen eingelaufen. 


Fuchs(lLib.): 


| Wir haben ausdrücklich und ausführlich 
über diese ganze Sache in der Kommission gesprochen. 
Wir sind der Auffassung, dass aus gesetzestschnischen 
Gründen dieser Zusatz fortbleiben Soll; weil von den 
Herrn Regierungsvertreter die Erklärung abgegeben 
worden ist, dass die bei dem Schlichtungsaüsschuss 
angängigen Sachen sofort an die ge een 
weitergeleitet werden sollen. Deshalb haben wir davon 
Abstand genommen, einen besonderen Zusatz zu machen. 


Vorsitzender: 


| Wer für den Zusatzantrag des Herrn Schmidt 
ist, möge sich erheben. Abgelehnt gegen die Stimme 


es Antragstellers. Im übrigen stimmen wir ab über :% 


den Artikel, wie wir ihn vorhin verlesen haben mi 
dem Zusatz “ rechtskräftigen". | 
Einstimmig angenommen. 


Artikel 47: . Nimmt die "ohnungsnot im Laufe 
der ET der vorliegenden king, in einer 
Gemeinde derart ab, dass die Fortdauer der das Eigen- 
tumsrecht beschränkenden Bestimmungen der vorliegen- 
den Verordnung nicht mehr gerechtfertigt erscheint, 
so kann der Präsident der Regierungskomission 
nach Anhörung der "ohnungszuteilungskommission an- 
ordnen, dass Vorschriften dieser Verordnung auf die 
betreffenden Gemeinden keine Anwendung mehr finden. 


"er für diesen Artikel ist möge sich erheben. 


Einstimmig angenommen. 


Artikel 48 : Die vorliegende Verordnung i.: 


blatt in Kra 
SR; "er dafür ist usw. 
Binstimmig angenommen. 


tritt drei Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amts-=\ 


Artikel 49: Die erforderlichen Ausführungs- 


bestimmungen erlässt der Präsident der Regierungs- 

' Kommission. ee | | 
Wer dafür ist usw. 

Sanntiımig. DUGBDABDEN. 


ir kommen zu den nachtäglich Bene ien Br: 


 trägen, sowie zur Abstimmung der Artikel 48 bis 

der Regierungsvorlage. Zunächst liegt ein Antrag vor 
der Herren Dr. Sender , Hoffmann, Ringler. .:. | 
zu Artikel 3 der Regierungsvorlage: Die Kegierungs-' 


kommission wird ersucht, über alle Beamte und Angeste.!- 


te eine Liste vorzulegen. 


Staatskommissar Dr. Liesch: 


| Das Gutachten des Landesrates ist bereits | 
abgegeben. Es ist bekannt, dass die betr. Desk umgangen 
REN NE | een, 
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Artikel 3 & 8 TUR abgelehnt worden sind. 

Die Erklärungen sind nicht zur Vorlage gehörig und 
ich habe Bedenken, inwiefern dies jetzt noch er- 

wähnt werden soll. Bezweckt er aber etwas anderes; 

Bares Erklärungen heraus zu bekommen, die zu einer 
ritik der Massnahmen, der nOBTPrungekonsas3on 

führen sollten, dann habe ich die Pflicht 


che Erklärung zu verlangen. Hört ‚hört.) 


Dr. Sender [ Soz.): 


Meine Damen und Herren! Ein Teil _der 
Herren aus der Mitte und von Rechts haben den Re- 
gierungsvertreter bei seinem Amtantritt mit sehr 
warmen Zurufen begrüsst. Die VEREETTEHERGER die er 
bei Aufnahme seiner Ämtstätigkeit gegeben hat 
heute und gestern nicht gehalten worden . 
Meine Damen und Herren ! Ich möchte doch den Re- 
Beeestertressr, der noch nicht lange hier ist, 

itten, uns nicht so sehr als die Objekte einer 

absolutischen isgierung ansehen zu wollen. "ir, die 
wir hier geboren sind, sind mindestens ebenso gut 
Subjekte wie die, die erst, hier hereingskommen Bind. 
Mit Saosen. Interpzesationsitänsten lassen wir uns ni 
abspeisen. Das Gutachten ist noch nicht abgegeben 
und Sie werden hören, dass es noch nicht abgegeben 
worden ist. Das Gutachten kommt erst, insofern kön 
nen wir unsere Stellungnahme jederzeit ändern, wenn 
wir. irgend eine vernünftige Aeusserung der Regier 
hören, wieviel Beamte hier und welche Wohnungen n 
für Beamte vorhanden sind, dann könnten wir uns nogl 
entschliessen. Mit derartigen juristisehen Mätzchen 
sollte man nicht versuchen uns abzutun. 


Vorsitzender : 


Herr Dr. Sender, Sie haben die Ausführımsen 


ey des Herrn Regierungsvertreters als juristische 
ätzchen bezeichnet, ich rufe Sie deshalb zur Ord-. 
nung [} 


Dr. Scheuer(Den.P. ): 


z Sie kömen es wirklich sehr klarstellen, 
Herr Kegierungsvertreter, Sie haben sich sehrlı ge- 


schickt herausgewunden. Selbst wenn wir das Sut- 
achfen abgegeben hätten, könnte es nur uns und auc 
der Regierung angenehm sein, wenn unserem Stand- 
punkt entweder eine nachträglichs Begründung oder* 
eine nachträgliche Widerlegüung zuteil würde . 
ya rd etwas zu vebergen hat, gibt keine klare 

wor Ä 


Levacher ({ ötr. ): 


"ir sind auch der Ansicht, dass das Gut- 
achten noch nicht abgegeben ist. Die Beweisführung 
des Regierungsvertreters können wir nicht anerkennen. 
“ir hätten im Interesse des Landes gewünscht, dass 
uns die richtige Antwort gegeben worden näre. Ich 
sehe nichts, was die Regierungskommission gefährden 


zu erklären, 
dass der Landesrat die Befugnid nicht hat, eine ‚sole'e 


‚sind 
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Bäunte, wenn sie uns sagt, wieviel Beamte usw. sie | 


Dr. Sender (Soz.): 


Es sind im Laufe der Debatte eine Reihe 

von RBrageh gestellt worden, wir haben nicht eine 
einzige Antwort erhalten . Nachdem wir wochenlang 
gearbeitet haben, haben wir eine solche BERG | 
wohl nicht verdient. Das ist eine Ehrverletzung des 
Landesrates durch die Regierungskommission. Ich hatte 
bh uns die ee Hagen Die zu zeigen auf grund- 

erem der Präsident der Regierungskomission eine E 
BO FRIET ANUng ohne Anhörung des Landesrates erlassen | 
hat. Wir hätten dem vielleicht zugestimt. | 


Schmelzer (Lib.): 


: Meine Damen und Herren! Ich stelle fest, das 
meine Fraktion dergleichen Meinung ist, dass das Gut- 
achten noch nicht erstattet ist. Tenn wir die ahr- 
nehmung machen müssen, dass das Bestreben der 
Regierungskommission den Landesrat in irgend einer 
Form überlistet , so entspricht das nicht dem Nort- 
laut, den der Präsident an uns gerichtet hat, dass er 
eine gedeihliche Zusammenarbeit wünsche. Ich nehme es 
zu seinen Gunsten an, dass dies der letzte Fall blei-. 
ben wird wie er uns entgegenkommt. Ich bin der Nei- 
nung, dass wir vielleicht auf grund des Naterials 
zu der Auffassung kämen, dass unsere Auffassung nicht 
richtig ist. Ich stimme hierin meinen Vorrednern zu. 
Es liegt im Interesse der Regienngg, dass das liaterial 
auf dem Tische liegt. 





Karius (Ztr.): 
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. „Ich möchte feststellen, dass in der Kommis- 
sion einstimmig beantragt wurde um Auskunft zu exlan- 
gen wieviel Wohnungen für Beamt83 und Militär bs- 
schlagnahmt sind. Die Zahl der NODTEBEER für Beamte 
hat man angegeben aber nicht fürs Militär. Die ltegier 

. rungskommission sagt ausdrücklich, es sind Garnison- 
truppen, wenn es solche sind ,„ dann muss sie auch 
nachweisen, so und so viel Militär ist da. Genau so ist 
es bei den Etatberatungen. "ir sind auf des Versailler 
Vertrages der Ansicht , dass uns der Etat vorzulegen 
ist. Ich möchte dem \Wertreter der Regierungskommissior 
sagen, dass die Bevölkerung ein Interesse daran hat, 

WO 4. Steuergroschen hinkommen. Es 'ist dies eine 
Anstandspflicht der Regierungskomission. Das Volk 
will wissen, ob die Gehälter nach Nationalität oder 

' nach Befähigung gezahlt werden. | 


Hoffmann ( Soz.): 


a Lo 


_Fir stehen auf dem Standpunkt, dass der An- 
trag zur Beschlussfassung vorgelegt »ird. Wenn. wir den 
Antrag angenommen haben, kann .ie “esierung dazu 
stellung nehmen. Ich möchte Karius Äscht Zeben, wir 
haben das Recht zu wissen, was mit Giesen Sinnahmen 
gemacht wird. Es ist im Saargebiei huchste Zeit, dass 4 
ein Gesetz herauskommt „. "ir wollen heute "issen, 3 
wieviel Wohnungen beschlagnahmt sine. Ich nehme an , | 
dass die Regierungskommission ohne weitere: unseren DD 
Antrag annehmen muss. | | | Tr 












Levacher (2,): 


cie nichfch wüsste nicht, dass dass Sacrgebict Becomtce hat, 

“shier wohncon, Ichnehme on, dass dic Scarbeamten im 
S.argebict wohnen, Wcnn Qorüber keine Bedenkch bestchen, 
dann verpflichten wir die Boomten, dio cusserhalb wohnen 
ihren Wohnsitz zu ändern, Angescssenen werden einfach 
Wohnungen weggenommen, das ist ein Grund, dass wir # 
wisscn müssen, wievicl Wohnungen wir heben. Ich habe | 
dic Statistik verlangt such wievicl Offizierswohnungen | 
freigegeben worden sind, In Genf ist uns gesagt worden, 
je, liebe Leute, wir wissen nicht was ihr wollt, das 
Militär ist vermindert worden. Wir sind Pechvögel, wir 
Ssarländcr. 


Reinhard (Komm.) : 


Meinc Damen und Herren! Ich muss sagen, dass wir 
mit allen Mitteln den-Antrag der soßialdemokretischen 
Fraktion unterstützen. Eins kann ich nicht verstehen, 
dass von Sciten des Herrn Regierungsvertretcrs gesagt 
wird, was eigentlich der Antrag zu bedcuten hätte, wir’ 
würden garnicht dic Regierungsvorlage begutachten, son- 
dern den Entwurf unserer Kömmission; Soviel wie mir 
bekannt ist, haben wir hier die Aufgabe, die Regierungs- 
vorlage zu begutächten, und in dieser Regierungsvorlage 
werden klar und ücutlich für Militär und Beamte Wohnungen 

verlangt, und wenn wir nun sb Auman sind, und sind let2- 
ten Endes geneigt, der Regierung Konzessionen zu ma- 
chen, Gann mMüss Man wenigstehs von Sciten der Regic- 
rung uhserem Antrag stattgebeh) Man muss doch sagen, 
wieviel dieser Herren da sihd und wievicl Wohnungen 
benötigt werden, Wenn men dies verweigert, ist es-un- 
möglich, die Vorlage der Regierung zu begutachten. Im’ 
Vebrigen ist jo für uns als kommunistische Partei die- 
se Geschichte schon lange klar. Wir haben noch niemals 
einen Hehl daraus gemacht, dcss der Landesrat nichts 
zu sogen hat, Wir haben noch immer gesagt, dass der 
Parlamentarismus überhaupt nichts taugt und wir haben | 
es hier erneut in der Praxis erfahren. Wir sehen, dass * 
man den Landesrat nur als eine Strohpuppe betrachtet, e 
\ienn men nur mal eine harmlose Anfrage stellt, denn | 
wird gleich gesagt, ja meine Herren, das ist nicht 
gestettet. Worum hat man uns denn cigentlich zuscmmen- 
gestellt. Wehrscheinlich doch, um zu sagen, welch schöne 
Einrichtung man hier getroffen hat, wie weit man dem 
Volke ein Recht gegeben hat, Wir schen, es ist mur 
eine Verdeckung der Tatsachen, Wir sehen, dass man dazu 
übergeht und versucht, uns den Mund zu verbinden; oder 
wo wir Auskunft verlangen, sie uns zu verweigern. Das 
sind Zustände, die können wir uns nicht bicten lassen, 
und wir werden sic uns-nicht bieten lasscn als Vertro- 
ter der Arbeiterschaft,. Wir werden letzten Endes noch 
andere Mittel finden, um gegen derartige Massnchmen 
Stellung zu nehmen. Wir werden auch noch zusserparla— 
mentarische Mittel finden, um zu zeigen, ob wir Hampel- 
männer sind. Ich meine, eine Regierung, die sioh eine 
demokratische Regierung nennt, und hier Verwahrung 
einlegt gegen derartige Anträge, die hat nicht mehr das. 
Recht, sich Regierung zu nennen. Eine Regierung, die | 
eine Volksregierung sein will, wic man hier sagt, dıe . 2 
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"sogar zu treuen Händen des Völkerbundes, dicsces berühn- 
ten Bundes, bestcht, wenn diese Regierung cs uns ver- 
wehrt, solche Anträge zu stellen, so bin ich der Ansichy 
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nicht beschlagnahmt werden. Deshalb habe ich beantragt, 
dass wir diesen Zusatz anhängen. Ich habe auch den 
Antrag gestellt,dass: Wäsche usw. nicht verlangt wer«“”- 


j) M 
den kann. Das zu tun sträuben sich die Zimmervermie- 

er sehr, weil der Ersatz jetzt: sehr teuer ist. 
Deshalb kann von den "re verlangt werden, , 
dass sie die Wäsche selber stellen. 


Vorsitzender : 


B Wer für wie des Herrn Dr.__Scheuer 
ist möge sich erheben, Drei Herren dafür, alle übrigen 
agegen.- ir kommen weiter zu Artikel 28. Da bean- 
tragt Herr Dr. Scheuer , anstelle landwirtschaftliche 

Grundstücke soll gesetzt werden Hausgarten. 


Dr. Scheuer (Dem.): 


"ir sind in der Kommission uns einig darüber 
gewesen, dass mit diesen landwirtschaftlichen Grund- 
stücken nur Hausgarten gemeint sein sollen. Es ist 
von einzelnen Mitgliedern betont worden, dass manchnal, 
in dem Gärtchen ein Birnbaum oder Apfelbaum steht, 
und dass der Erlös aus dem Obst vielfach höher sei, 
als der Ertrag der Miete. Da wollte man, dass der 
Mieterschutz nicht eintreten soll. Das ist der Sinn 
des ganzen Paragraphen. 





Levacher (Ztr.): 


Ich möchte den Vermittlungvorschlag machen 


und sagen " landwirtschaftliche Grundstücke oder 
Gärten.' 


Fuchs (Lib): 
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| Ich bin der Auffassung, der Antrag geht wei-:. 
ter, und dass er den Ausführungen des Herrn Dr. Scheuer 
nicht gerecht wird. Das, was um das Haus herum liegt, 
soll hier getroffen erden, ob man das als landwirtei 
schaftliches Grundstück ansieht oder als Garten an- 
spricht ist gleich, wenn es auch nicht als Garten 
benutzt wird, sondern zu landwirtschaftlichen Zwecken. 
Herr Levacher hat Bedenken, weil er sich sagt, man - 
könnte da, wenn es auch nicht als Garten bemutzt wird, 
eine andere ee finden. "ir sind im Prinzip der- 
selben Auffassung und halten den Namen Hausgarten 
vollständig ausreichend. | 


Schmoll( H.u.L.): 


— 


- 


Auch Hausgarten ist falsch, Wenn dies ein 
kleiner Kartoffelacker ist, dann soll der auch geschützt 
werden. Deshalb muss die Grösse des Grundstückes fest- 
gelegt werden, und ich bitte Sie nöchmals zu hin 

ob Sie nicht meinen Antrag annehmen wollen. Es kann 
ein ..leiner Lagerplatz sein oder sonst was,. es trauch 
gar xein landwirtschaftliches Grundstück zu sein. 


_Vorsitzender: 
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Vorsitzender: 


"ir stimmen ab über den Antrag Dr. Scheuer. 
Herr Reinhard? 


N 


t ’ ee N 
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Ich möchte Sie bitten, das "ort "Gärten" 
hier heraus zu lassen, denn das öffnet Tür und Tor, 
um dem 'kleinen Mieter sein kleines Gärtchen abzu- 
stehlen. Ich bitte deshalb, das Tlort "Gärten" ganz 
an zu lassen und es bei der Kommissionsberatung zu 

elassen. 


Vorsitzender; 


er dafür ist, dass wir sagen "landwirtschaft- 


liche Grundstücke oder Gärten", der möge sitzen blei- 
ben, wer dagegen ist, möge sich erheben. Acht Stimmen 
dagegen, sonst angenpmmen. | 


| ir kommen weiter zu Artikel 36. Da_hat 
A: Schmidt einen Zusatz beantragt, welcher lautet: 
$ 93 der Civilprozessordnung ist genau wie im ordent- 
lishen Verfahren zu berücksichtigen: "er für den An- 
trag ist, möge sich erheben, 

Sieben Stimmen dagegen. 

, Wir müssen wieder zurückgehen zu Artikel 29, 
da ist ein pi des Herrn Hoffmann , welcher besagt: 
Zu Artikel 29 soll als Absatz 2 eingefügt werden; 
Artikel 26 Absatz 4 findet entsprechende Anwendung. 


Ver für diesen Zusatz ist möge sitzen blei- 
ben, wer dagegen ist, sich erheben. | 
Sieben Stimmen dafür und die anderen dagegen. 


Schmoll ( H.u.L. ): 


Ich bin doch der Ansicht, dass wir ein 
einheitliches System der Abstimmung vornehmen müssen. 
bs passtert fortwährend, dass man nicht weiss, ob man 
aufstehen soll oder sitzen bleiben. 


Vorsitzender: 


Ich habe von vornherein abstimmen lassen, 
wje es parlamentarisch üblich ist. Dabei habe ich. ge 
merkt, dass einige Herren nicht imstande sind, sic 
zu erheben, und es ist der Wunsch geäussert , dass an- 
ders abgestimmt werden soll. 


Artikel 45 Absatz 2 ist von dem Wort "oder" 
ab zu streichen. 
Für den Yegfall sind 6, alle anderen Stimmen sind da- 
egen. 
Srner anstatt der dem zehnfachen Betrag " der dem 
nindestens zehnfache Betrag." 


Niederländer: 
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Niederländer (Ztr.): 


Ich als Iandwirt habe auf verschiedenen Sei- 
ten als Bürgermeister Erfahrungen gemacht, dass die 
Sache gemacht werden kann. Ich bin verschiedene Nal 
bei der Suche nach Yohnnngen auf Schwierigkeiten ge- 
stossen und es ist mir gesagt worden, das Zimmer brau- 
che für das oder jenes. Ich habe genau gewusst in 
meiner Gemeinde von 1200 Seelen, was jeder einzelne 
hatte ich kenne jedes Haus. Ich meine, wenn eın 
Landwırt zu einem solchen Zwecke unbedingt einen Raum 
haben muss, selbstverständlich sollte man ihm denselben 
lassen. Ich halte däe Sache nicht so wichtig und bitte 
meinen Kollegen, seinen Antrag zurückzuziehen. 


Gladel( Ztr.): 


| Meine Damen und Herren ! Gerade was Kollege 
Niederlände® angeführt hat ist mir bekannt. Der Grund 
war nur der, für die kleinen leute die sich im Laufe 
der Zeit einen kleinen Awkerbau ermöglichten. 

Es gibt viele Leute, die nicht über eine Scheune ver- 
fügen, die eine Dreschgarnitur haben aber kein Platz 
dazu. Das war der Grund zu meinem Antrag. Ich ziehe 
meinen Antrag nicht zurück, und bitte darüber abzustim- 
men. 


Vorsitzender : 


äbge. Gladel hält seinen Antrag aufrecht, 
Gladel ( Ztr. ): 


Notgedrungen ziehe ich meinen Antrag zurück. 


Vorsitzender: 


Nein notgedrungen wird hier nichts gemacht. 
Sie müssen Ihren Antrag freiwillig zurückziehen und 
nicht nötgedrungen. 


Artikel 49 zu Artikel 49 stellt Abg.Karius 
einen Antrag 


Der Antrag einstimmig angenommen. : 
Der Schriftführer verlies$ den Artikel 48 der hegier 


rungsvorlage; | 
Die Strafe trifft unbeschadet usw. 


Dr, Sender (Soz.): 


"ir von unserer Partei neigen der Auffassung 
zu, dass genügend Strafen in dem Entwurf drin sind. 
as uns am meisten in diesem A ee kümmert und 
Brosre Sorge macht, das ist die Äbstcht der Regierungs- 
ommission ERBEN die Presse vorzugehen. Die Fresse 15° 
für uns eins der wichtigsten Kampfmittel und diese _ 
wollen wir ungeschoren sein lassen. Tie hier drin steht 
dass der Redakteur derselben Strafe bis zu 6 Monaten 
Gefängnis unterworfen wird, das ist ein unmögliches 
Verlangen der DRRABENRBBERERRFRERN. Ich bitte den 
Paragraphen abzulehnen. | 
| Hoffmann (S5oz.): 
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Hoffmann{ Soz2.): iM = 


Ich möchte darauf hinweisen, dass die Gewerk- 
schalten gegen die Hanühabung des Arbeitsamtes protes-- 
tiezi heben, dass die Arbeitslosenzahl sich steigert 
und trotz Gisser Steigerung billigere Arbeitskräfte 
aus Deutschland zugelassen wurden. Es war ein Beschluss 
der ireien Gewersschaften, die Arbeitslosensteigerung 
im neargebie% einzudämmen. Wenn es so scharf würde, © 
dass jeder Zuzug eingedämmt würde,yäre es zu weit. 
Zuerst aber die Arbeitsiosen des Saargebiets angeäsgt 
und dann die anderen. 

Kiefer( Ztr.): 

Wir von Seiten der christlichen Gewerk- 
schaften stehen auf dem Boden der Freizügigkeit. 


Becker 4 Ztr. ): 

| Ich muss Sagen, dass durch die Stellungnahme 
des Arbeitsamtes die Freizügigkeit eingeschränkt wor- 
den ist, Es ist nicht möglich kaufmännische Angeste!! 
te zu erhalten, an guten Kräften besteht ein ausser« 
ordentlicher \iengel, dies nur auf Grund der \ierfügung 
des Arbeitsamtes. Diese willkürliche Handhabung Kön- 
nen wir nicht dulden. 





Vorsitzender: | 
Ver für den Artikel 51 ist möge sich erheben. | 
Einstimmig abgelehnt, ! 
Zu Artixzel 32_sind nachträglich noch zwei Anträge 
eingegangen. Yer Abge.Schmoil beantragt , Niederher- 
stellung des Regierungsentwurfes in Absatz 3. 
Abg. Levacher neantragt : Dem 3. Absatz Artikel 32 
ist hinzuzufügen; | 

Das Gieiche gilt in Mietstreitigkeiten. 

Gegen diesen Äntrag sind 2 Stimmen, die 
anderen dafür. 

Wer ist für den Antrag Schmoll: 
Dr. Scheuer , was Hery Schmoli will ist durch den 
Antrag Levacher erledigt. 

Antrag Schmoll wird mit 2 gegen alle anderen 
Stimmen abgelehnt. 
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Vorsitzender: 


_ , fir treten in eine Vertagung ein von einer 
Viertelstunde, betreifs interne Beratung über das 
Gutachten. 


rn Po 


‚ Oberregierungsrat Kuchenbecker: 


Die Vorschrift des Artikels 48 enthält _Be- 
stimmungen über die Bestrafung von Vorgängen , welche 
zum Fegenstand haben, den Wohnungswucher und die, \ 
Wohnungsschieber zu erfassen. Gegen diese Erscheinun- j 
gen. solite mit aller Schärfe vorgegangen werden, 4 
und zwar geschah dies hier auf Äniezung der "ohnungs- 1 
Amter.@erade diese letzte Bestimmung, die üio Weräffent- i 
lichung von Anzeigen hier unter Strafe stellt, ist 4 
nicht aus unserer Initiative hervorgegangen, sondern | 1 
auf. die Änregung eines der grössten ohnungsämter des 4 
Saargebistes hih. Es int der dringende Wunsch geäus- | 
sert+ worden, es möchte diese Vorschrift aufgenommen 3 
werden. Mir haben keine Bedenken gehabt und .sagten =: 4 
uns, nie Presse wird selber ein Interesse daran haben, 1 > 
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dass diese Wohnungsschiebereien und dieser Wohnungswucher 
aufhört. Wir beabsichtigen in keiner Weise die Presse zü 
a sondern lediglich Wohmungsschiebungen zu verhin- 
ern. 


Dr. Sender (Soz.) 


Sie müssen auch den Fall ins Auge fassen, dass es 
sehr gut möglich sein kann, dass irgendwie ein Versehen, 
in einer Annoncenannahme vorkommen kann, und in solchen 
Fäilen würde ich die ausserordentlich peinliche Lage 
eines solchen Mannes durchaus verstehen. Ich nehme von 
keiner Zeitung im Saargebiet an, dass sie einer solchen 
Handlungsweise Vorschub leisten kann und da sollte man 
diesen ganzen Betrieb, die Expedition, die für die Anzei- 
gen verantwortlich ist, schützen. Man soll ihm nicht 
Dinge zumten, die gegen das persönliche Anstandsempfinden 
gehen und die"den anständigen Menschen recht peinlich be- 
rühren müssen. Aber Sie wissen aus Ihrer Erfahrung, dass 
Redakteure sich bei einem Prozess auch auf ein Redakteur- 
geheimnis berufen können, Diese Maßnahme ist ja noch Ge- 
setz. Infolgedessen ist das eine sehr starke Zumutung an 
die Redakteure, die wir ihnen nicht zumuten können. 


Scheuer (Ztr.): 


Wenn man die Sache sehr spitzfindig anfasst, dann 
kann auf Grund dieses Paragraphen der Redakteur sogar be- 
straft werden, weil er ein Inserat nicht aufgenommen hat 
und zwar aus folgenden Gründen: Es heisst, der Versuch ist 
in alien fünf Fällen strafbar, Nun nehmen wir an, es kommt 
zu mir als Redakteur ein Mann mit einer solchen Anzeige. 
Danit Hat der Mann den Versuch gemacht, das Inserat zu 
veröffentlichen, Die Tatsache besteht. Ich weise den 
Maun ab und: sage, nein, das Inserat erscheint nicht, Es 
verlautet jetzt auf Ben eine andere Weise, dass je- 
nand versucht habe, bei mir ein solches..Inserat aufzu- 
geben, und dann soll ich gezwungen werden, den Namen von k 
 Öiesem Mann zu nennen, und. wenn ich ihn nicht nenne, be- 4 
komme ich 50 000 Mark bder 6 Monate ? Soweit kann man, 
wenn die Geschichte spitzfindig angefasst wird, kommen. 
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Oberregierungsrat Kuchenbecker ; 


Die Folgen, die der Vorredner ins Auge gefasst hat, 
werden meiner Ansicht nach wohl schwerlich eintreffen, 
denn die Presse hat doch sicher kein Interesse daran, 
den Namen eines-Einsenders zu verweigenn, wenn solche 
Fälle vorkommen, Die Einsender von Annoncen, die derarfti- 
ges zum Gegenstand haben, werden wir den Gerichten be- 
kannt geben. | | R | 


a PT 


B Ä 


‘ Vorsitzender: | | 15 
| Wir stimmen dann über den Artikel ab, 
Einstimmig abgelehnt. | | 
Artikel 51 des Regierungsantwurfes : Die Gemeinden, { 
in welchen sich infolge der Wohmungsnot besondere NiB- 41 
stände geltend machen, können in Ausnahmefällen von dem _ 4 
Präsiäienten der Regierungskonmission ermächti t werden, 
den Zuzug in die Gemeinde von dir Erteilung einer Zuzugs- 
genehmigung abhängig zu macher, \ | 
Die gemäss vorstehendem Absatz einer Gemeinde erteil- 
te Ermächtigung kann durch Verfügung des Präsidenten der 3 
&3 | A .  Regierungs- 4 
a2 an 








——— 
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Regierungskommi.csion beschränkt oder entzogen werden, 
wenn die zur Zeit der Erteilung bestehenden Gründe sich 
geändert haben. Zuständig für die Erteilung der Zuzugs-—- 
genehmigung ist das Bürgermeisteramt, Gegen einen ableh- 
nenden Bescheid des letzteren ist die Beschwerde an-die 
Regierungskommission (Abteilung des Innern) gegeben. 


3 
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Die Zuzugsgenehmigung ist zu erteilen: 


Ts den im öffentlichen Dienst stehenden Beamten und 
Argestellien,sowie den Personen, deren Zuzug | 
zur Ausbeutung der Gruben der französischen Berg- 
verwaltung erforderlich ist, | 


4 den Mitgliedern einer im Ort wohnenden Familie, 


3s wenn die Niederlassung des Gesuchstellers in 
der betreffenden Gemeinde durch Gründe des Be- 
rufs oder Erwerbs gerechtfertigt ist. 


Die Genehmigung erstreckt sich auf die Ehefrau 
des Gesuchstellers, sowie die mit ihm im gemeinsamen 
Haushalt wohnenden Familierangehörigen. | 


Karius (Zir,} : 


Meine Damen und Herren ! Wir haben in der Kommission 
den ganzen Artikel gestrichen, weil er sich praktisch 
nur gegen Deutsche wendet, Nach $ 12 des Versaillerg 
Vertrages darf die Einführung fremder Arbeitskräfte für 
den Bergbau in keiner Weise gehindert werden, und wir 
haben auch deshalb die Streichung vorgenommen, weil das ) 
Arbeitsamt, unter Leitung-des Herrn Fuhrmann da vergeht, 4 
was nicht zu billigen ist. Ein alter Bergmann wird ausge- | 
wiesen, der Mann muss weiterziehen, weil er sich nicht 
im Saargebiet aufhalten darf, Politische Verbrecher 
Cürfen sich aber hier aufhalten, ein Franzese der zuzieht, 
hat das Recht, hier zu bleiben, den darf man nicht ver- ° 
Jagen. Deshalb haben wir gesagt: Gleiches Recht für alle, 
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Oberregierungsrät Kuchenbecker : 


Diese Zuzugsverbote hat die Regierungskommission 
seinerzeit vorgefunden, ‚In verschiedenen Kreisen sind 
zahlreiche Zuzugsverbote beantragt worden. Sie sind winer 
ausssrordentlichen schärfen Prüfung unterzogen worden, 
und nur die freigegeben worden, wo ganz besondere Um- 
stände vorlagen. Ich glaube nicht, dass seitens der 
Regierungskommission besonderes Gewicht auf die Bestim- 
mung gelegt wird, Aber ich glaube, von-seiten der Ge- 
meinden wird grosser Wert darauf-gelegt, Ähnliche Fälle 
liegen aus anderar. Gemeinden vor, Ich bezweifle, dass 
nach dieser Richtung hin Mißstände zu Tape getreten sind. 
Was die Klagen anbelangt, die gegen das Arbeitsamt wor 
kurzem die Einreise aus der Pfalz befürwortet hätte. 


ra Proz 


Reinhard (Komn,): 


Es ist eine Selostverständlichkeit,dass wir uns ge= 
gen derartige Ausnahmegesetze wenden; besonders deshalb, 4 
weil die Verordnung die Arbeiter trifft, Es wäre ein Ver- | 
brechen,wenn der Landesrat dieser Bestimmung zustimmen 
würde.As ist immer wieder festgestellt worden, dass andere 
Elemente,sogenannte -ich will sie lieber nicht nennen, 





aber Menschen,die wir verachten,im Saargebiet Zutritt be- 4 
kommen haben. Wir iehnen es ab,dass wir der Regierung ; 
Handhabe dazu bieten,mit Spitzein gegen die Arbeiter vor- 
zugenen, Rütters Fi 
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Rütters (Ztr. ): 


Ich möchte die Ausführungen des Regisrungs- 

. vertreters nicht unterstützen, weil es mir selber 

vorgekommen ist, dass ich 2 Arbeitern aus der Pfalz 

Arbeit beschafft habe bei der Firma Röchling, und 

diesen Leuten ist die Einreise versagt worden. 

Ich habe damals ken dass diese keute in 

Schlafhäusern untergebracht wurden, trotzdem ist es 

mir versagt worden. 


Vorsitzender : 


| Wir fahren fort. Das Wort hat der Abg . 
Levacher. 


Levacher ( Ztr. ): 


Ich habe ein kurz zusammengefasstes Gutaak- 
ten der Parteien des Zentruns, der Sozialdemokratie, 
der Liberalen Volkspartei, der Kommunisten und der 
Demokratischen Partei zu verlesen: 


Der Verordnungsentwurf der Regierungskoms. 
mission betr. Neuregelung der Bestimmungen über das 
Wohnungswesen wird abgelehnt, da er die Interessen 
der Gesamtheit der Saarbevölkerung in schwerster 
Weise dadurch schädigt, dass er 


l. der een Grubenverwaltung 
Rechte zubilligt, die ihr nach dem klaren Nort- 
laut des Vertrages von Versailles im Saargebiet nicht 
zustehen, | 
dem unter Verletzung des Vertrages von 
Versailles im Saargebiet belassenen französischen 
Militär und der französischen Gendarmerie sogar noch 
Sonderrechte zubilligt 

3. den Beamten, insbesondere den aus dem 
Auslande hinzugezogenen Vorrechte verleiht, die den 


Grundsatz der Gleichberechtigung durchbrechen, 
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4. in unsozialer Weise die bedürftigen 
Mieter und Vermieter übergeht, | 

5, keine Mittel bereit stellt, durch die 
der Neubau von Wohnungen gefördert wird, da der Neu» 
bau als das wirksamste Mittel zur Behebung der 
ohnungsnot anzusehen ist. 

Die Regierungskommission hat in der Kom- 
misionsfassung und den Mehrheitsbeschlüssen geelg- 
nete Unterlagen für die zu erlassende Verordnung 
Bageren . Der Landesrat gibt hiermit Gerieglexungn 

ommission erneut Gelegenheit, dem Willen der Bevöl- 
kerung Nechnung zu tragen, der in eingehenden Beratun- 
gen zum Ausdruck gekommen ist. ( Bravorufe.) 
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Vorsitzender : 


Herr Levacher hat ausgeführt, dass das (ıt- 4 
achten der sämtlichen Mitglieder des Landesrates sel, 4 
soweit sie dem Zentrum, der Demokratischen Partei, a 
der Kommunistischen Partei, der Sozialdemokratie und 
der liberalen Volkspartei, angehören. Ich frage, ob 
das in Vebereinstimmung mit den Meinungen der N1t- 
lieder steht. Wenn kein \iderspruch erfolgt, stelle 


ieh das fest. 
| | Schmoll: 
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Schmoll ( H.ul.): 
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Meine Damen und Herren! Ich habe folgendes 

Gutachten abzugeben: "ir begrüssen den Entwur 
( Rufe: Hört! Hört! ) als einen wesentlichen Fort . 
schritt Bas: der allerdings unhaltbaren Verord- 
nung vom 13,7. 1921. Zu bedauern ist jedoch besonders 
in Bezug auf die Mietshöhe den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Geldentwertung und der offensicht- 
lichen Notlage des Hausbesitzerstandes nicht gerecht 
wird. Die vorgesehenen Mietsätze reichen bei weiten 
nicht aus, ein Tohnhaus zu unterhalten und zu ver+- 
sichern, geschweige, dass der Hauseigentümer eine 
Rente aus demselben ziehen kann. 2 
ing Wird dem saarländischen Hausbesitz nicht 
in kürzester Zeit geholfen, so ist ein grosser Tei 
der bodenständigen Bevölkerung nicht mehr in der 
Tage, den Besitz zu halten. Seit acht Jahren wird 
der Hausbesitzer zwangsweise in seinem Einkommen 
erheblich geschmälert. 

Die ihm zugebilligte Miete der letzten 
Zeit ist niehts mehr, als ein Trinkgeld. 


Der Zustand ist unerträglich geworden und die Erbit - ' 


terung in den betroffenen Kreisen ist auf das Höch« 
ste gestiegen. 


Restlos entäuscht sind dieselben von der 
Verschlechterung des ursprünglichen Entwurfes, dass 
die Mehrheit der Bevölkerung die Notlage des Hausbe- 


sitzers, und die Folgen, die sich darats ergeben kön. 


nen nicht genügend erkennt. 


Verlassen von der liehrheit der Bevölkerung 
( Heiterkeit), erwarten wir von der Regierungskommis- 
sion, dass sie bei ihrer endgültigen Entscheidung 
unseren berechtigten Wünschen Rechnung trägt. &ın 
beschleunister Abbau der \ohnungszwangswirtschaft 
und eine beträchtliche Erhöhung des \lietpreises 
ist nicht mehr zu umgehen. ileil auf diese "else 
nur eine gänzliche Beseitigung der \ohnungsnot zu 
erwarten ist, so liegt die Anpassung der Nieten An 
den innern Wert der Fiedensmiete im Interesse des 
ohles der Bevölkerung , da Gesundheit und Moral 
durch die Tohnungsnot auf das Höchste gefährdet ist. 


Allen denjenigen, die ihre Tohnungen zu 
zablen nicht in der Lage sind, muss mit öffentlichen 
Mitteln geholfen werden. Es geht nicht länger an, 
dass der Hauseigentümer allein solche Unterstützungen 
leistet, die hauptsächlich Leuten zugute kommen 
Er auf solche Unterstützungen keinen Anspruch 
haben. 

Sollte die Regierungskommission unter dem 
Drucke der Mehrheit des Landesrates die berechtigte 
Forderung der aba es unbeachtet lassen, SO 
wird es Sache des Völkerbundes sein, das letzte 
entscheidende Tiort zu sprechen. ( Oho - Rufe). 


"ir betrachten die in dem Kommissionsbericht 
festgelegte Fassung, soweit sie unseren Abänderungs- 
vorschlägen nicht widerspricht, als eine brauchbare 
Unterlage für die zu erlassende Verordnung. Unsere 
Anträge empfehlen wir zur Annahme „ 

( Zurufe: Hoch das Portemomäi). 


Vorsitzender: 








\ 
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Vorsitzender: 


Herr Tlagner, Sie schliessen sich vwohl 
dem Gutachten an , das Herr Schmoll eben verlesen 


hat, 
Wagner k ERST 
Jawohl. 
Vorsitzender: 


Wir werden wohl nicht vor Mitte nächster 
Toche noch einmal zusammentreten. Dafür hat zu- 
nächst am Montag abend die Rechtkommission, ver- 
eint mit der Tirtschaftskommission, eine_ »Bitzung 
auf der Eisenbahndirektion auf Zimmer 102.Tages- 
ordnung ist die Enteignungsvorlage. 


Dr. Sender (Soz.): 


Wir können vielleicht drei oder vier 
ganz kleine Verordnungen noch dazu nehmen. 


Vorsitzender: 


Die Mitglieder der achten Kommission und 
die Parteiführer werden noch zu einer kurzen Be- 
sprechung ins Beratungszimmer gebeten. 


Die Sitzung ist geschlossen. (2.05Uhr)« 
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